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NReunundſechzigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 34 . Januar 1823

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Levpold und

Maximilian zu Baden ,

Sr . Durchlaucht , des Herrn Fuͤrſten von Fuͤrſtenberg ,

der Herren Staatsminiſter , Frhrn . v. Berſt et t und

v . Berkheim ,

des Herrn Staatsratkhs Baumgaͤrt ner , und

des Herrin Landoberjågermeifterg v. Kettner .

Unter dem Borfig
des zweyten Vicepraͤſidenten Staatsraths rhen ,

v Baden

Der Bicepråfident tegfe der Kammer ein

Schreiben des Herrn Staatsminiſters , Frhrn . 0: Berf -

heim vor , wonach derſelbe von Sr . Koͤniglichen Hoheit ,
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Neun und ſechzigſte Sigung , vom 3t . Jan . 561

dem Großherzog , Den Auftrag erhalten habe , heute

um 10 Uhr in dem Sitzungsſaale der zweyten Kammer ,

| den beiden Kammem eine hoͤchſte Eroͤffnung wegen des

| Schluſſes des Landtags zu machen.

Qo
Beylage Ziffer 171 . (ungedruckt )

Auf Antrag des Praͤſidiums wurde hierauf

zur Wahl des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes geſchritten , wel⸗

che durch Stimmenmehrheit auf

|
den Staatsrath , Irhrn . v. Baden ,

| den Oberhofmarſchall , Frhru . v. © ayling und

| den Prålaten Nebel

| fel

ern
Die Kammer

bergiof

|

Das hohe Staatsminiſterium von dieſer Wahl

nd in Kenntniß zu ſetzen .

|
De Vicepraͤſident machte die Anzeige , daß

p der Commiſſtonsbericht uͤber das Conſeriptionsgeſetz

no g wegen Kuͤrze der Zeit nicht mehr verleſen werden koͤnne ,

und deßhalb als Beylage zu Protokoll gegeben werde .

Der Frhr . v. Tuͤrkhei m als Berichtserſtatter

uͤbergibt denſelben zu den Akten .

Beylage Ziffer 172

Eben ſo gab der geh . Hofrath Zachariaͤ den

Entwurf zu einem Berichte uͤber die Mittheilung der

zweyten Kammer wegen mehrerer , in der Gerichtsver⸗

faſſung , und in dem gerichtlichen Verfahren gu tref -

i
fenden Veraͤnderungen , da die Mitglieder der ernann -

ein ten Commiffion dureh andere Beſchaͤftigungen an der

tf- Beendigung deg ihnen übertragenen Geſchaͤfts verhin⸗

it ,
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562 Protokolle der Erſten Kammer .

dert worden waren , als ſeine Privatarbeit zum Pro —
tokoll .

Beylage Ziffer 173 .

Frhrav . Tuͤrkheim bemerkt als Nachtrog zu

dem zu den Akten gelegten Commiſſtonsbericht uͤber
das Conſcriptionsgeſetz , daß die Commiſſion beſchloſſen
habe , die Motion des Herrn Bisthumsverweſers v.

Weſſenberg wegen Befreyung der Theologen von

der Conſeription zum Gegenſtande eines beſondern
Vortrags zu machen , weil der Vorſchlag als Motion

einen , von dem vorgelegten Geſetzentwurfe verſchiedenen ,
Gang in der Geſchaͤftsbehandlung nehmen muͤſſe, orie

gens aber auf Freylaſſung der Theologen wegen des

Mangels an Candidaten dieſes Standes , und den

daraus hervorgehenden Staatsruͤckſichten einſtweilen auf
weitere 6 Jahren den Antrag zu ſtellen . Da nun die

Berichtserſtattung hieruͤber wegen des heute erfol —⸗
genden Schluſſes des Landtags nicht mehr moͤglich ge
worden ſeye , ſo werde dieſes andurch in das Proto —
foll niedergelegt .

Hebel fuͤhrt hierbey an , daß zwar im gegenwaͤr —
tigen Augenblicke von Seiten der proteſtantiſchen Kir⸗

che der Mangel an jungen Theologen nicht mehr ſo

fuͤhlbar ſey ; allein es ſey ſchwer zu ſagen , ob ein ſol⸗
cher nicht uͤber kurz oder lang wieder eintreten koͤnne,
immer aber werde das wahr bleiben , daß wenn uͤber —

haupt der Studirende durch die Aushebung zum Kriegs⸗
dienſt ſeinem Beruf entriſſen werde , fuͤr den jungen
Theolegen die Laufbahn am wenigſten ſich zieme , welche
ihn aus dem theologiſchen Hoͤrſaale durch Caſernen
und Wachtſtuben endlich zum Altar fuͤhre. i

v. Rotteck glaubt , daß tiefer in dieſen Gegen
ſtand jetzt nicht eingegangen werden koͤnne , da ſich
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Neun und ſechzigſte Sitzung vom 31 Jan . 563

ſonſt auch vielleicht einige Bedenklichkeiten im Allge —

meinen gegen Befreyungen erheben ließen .

Der Vicepraͤſident eroͤffnete ſofort die

Dis euſſion uͤber den Geſetzentwurf , die neue Stra —

ßengeldordnung betreffend .

APE i :

Sihr , ve Frenfedt gedentt hierbey der einzigen ,

von der Commiſſion in Antrag gebrachten , Abaͤnde⸗

rung des Wortes : „politiſche Gemeinde “ in „ Orts⸗

gemeinde . “

Da dieſe Abaͤnderung von dem Frhrn v . Tiri

heim , v. Weſſenbers , und Sr . Durchlaucht , dem

Herrn Fuͤrſten v . Loͤwenſtein , zwar fuͤr zweckmaͤßig

gehalten wird , Dieſelben jedoch glauben , daß eine wirk⸗

liche Abaͤnderung wegen der jetzigen Lage der Sache

um deßwillen wicht mege zu wuͤnſchen ſey , da ſonſt

das Geſetz bey einem foͤrmlichen Abaͤnderungsbeſchluß
uͤber eine bloße Wortverbeſſerung nicht mehr zur Erle⸗

digung kommen werdes ſo wurde von der Kammer

einhelig die unveraͤnderte Annahme des Artikels

beſchloſſen .

Der
Uh 2

wurde ohne Bemerkung angenommen .

Eben ſo der

ME a

jedoch wurde beſchloſſen , den Wunſch in das Proto⸗

— — — 2— — —

koll aufzunehmen , daß nach dem Antrage der Com -
1

miſſion ſtatt Fuhren, “ Lohnfuhren “ geſetzt werde .

Jem aa a a TEANO TIT :



564 Protofole der Erten Kammer

Urt . 4

Frhr , v. Freyſtedt : Die Commiſſion hat bey

dieſem Artikel nichts errinnert ; ich wuͤrde jedoch mei —

nerſeits die Faſſung vorziehen , welche auch von der

zweyten Kammer in Anregung gekommen iſt , Daf nån -

lich auch Dritte , welche mit ſolchen Eigenthuͤmern von

Chalſen fahren , dte einen Sreyfhein gelöst haben , jon

Entrichtung des Straßengelds befreyt ſeyen .

Nachdem Sr . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤ—

wenftein , und die Frhrn . d. Weſſenberg und v .

Tuͤrkheim dieſem Wunſche beygepflichtet und in der
jetzigen Faſſung des Geſetzentwurfs einen Uebelſtand
erkannt hatten , erklaͤrte ſich die Kammer einhellig ,

zwar den Artikel ( wegen der Lage der Verhand⸗

lungen ) anzunehmen jedoch zugleich Die bep
der Berathung geaͤuſſerte Anſicht in dem Beſchluſſe
ausdruͤcklich zu bemerken

Der

Mrt . 5 .

wurde , ſo wie der ganze Geſetzentwurf einhelig an -

genommen .

Hierauf wurde die Digcuffion . ber den Gefez -

entwmf megen Prolongation deg Salzadmo⸗
diationscontracts eroͤffnet .

v. Rotteck : Nicht um in der letzten Stunde

unſerer , noch von ſo vielen Gegenſtaͤnden angeſproche⸗
nen , Berathung eine Discuſſion zu veranlaſſen , daher

auch keinen eigentlichen Antrag ſtellend , ſondern blos

um eine , wie mir ſcheint , wichtige Idee anzuregen ,

und einen Wunſch auszuſprechen , erbitte ich mir das

Wort zu einer blos fluͤchtig vorzutragenden Betra
tung .
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Neun und ſechzigſte Sitzung vom 31 Jan 666

Ich halte eine jede Salzſteuer fuͤr verwerflich .

Denn von ihrer guͤnſtigſten Seite betrachtet iſt ſie

cine Kopfſteuer , allein ſie erreicht den Zweck ſol⸗

cher Kopfſteuer doch nicht vollſtaͤndig , und hat dann

noch weitere Charaktere der Verwerſlichkeit an fid .

Eine Kopfſteuer iſt an und fuͤr ſich nicht unverein —

bar mit den aͤchten Principien des Steuerweſens ,
alg eine „ nepen den , die Vermoͤgeneverhaͤltniſſe
Direct oder indirect verfolgenden gewoͤhnlichen Steu -

ern , fuͤr den Allen gleichmaͤßig vom Staat zugehen⸗

den , perſoͤnlichen Schutz abzufordernde , maͤßige

Verguͤlung nach der Zahl der der Verſorgung deg Einzel -

nen - unterftehende Kópfe mit dem ſtels freyen Vorbe⸗

halte , den Vermoͤgensloſen ſolche Steuer zu erlaſ⸗

fen / woryach alles Oruͤcke nde, wie alles Ungerechte ,
wegfaͤllt . Eine Salzſſte uer aber , waͤhrend ſie durch

den Zwang des Beduͤrfniſſes Alle , auch die Aerm⸗

ſten zur Entrichtung noͤthigt , oder doch die Befrey⸗

ung davon an die Entbehrung des Salzes , der

einzigen Wuͤrze der Armenſuppe , knuͤpft , waͤhrend ſie

nach ihrer naturgemaͤßen Wirkung dem Armen wie dem

Reichen die gleiche Summe abfordert , ( der Reiche , der

ſeinen Speiſen theurere Gewuͤrze zuſetzt , fant noch

eher des Salzes entbehren , ſchlleßt jede von der Hu⸗
manitaͤt geforderte Milderung oder Ausnahme aus .

Alſo , ſelbſt als Kopfſteuer betrachtet , ſtreiten gegen

die Salzſteuer wichtige Bedenken . Sie iſt aber zu —

gleich weil das Salz nicht blos perſoͤnlich es Be -

da faiß , ſondern auch zu verſchiedenen andern Verwen⸗

dungen noͤthig iſt , eine noh weitere , und alsdann

jedes Rechtsgrunds ermangelnde Beſteuerung . Um

hier nur der Viehzucht zu erwaͤhnen , ſo iſt bekannt ,

daß ehne Salz dieſelbe unmoͤglich gedeihen kann .

Der gegenwaͤrtige Salzpreis iſt fuͤr den Landmann ,

der einiges Vieh haͤlt , ſo druͤckend, als es ein Grund⸗

rrea a aaa a a O , E
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SBO Protofolle Der Erien Kammer .

Reuerzufhlag von To Pi bon roo fi . Steuerkapital

ſehn wuͤrde d . h. mwas er gn pict fúr dag Salz be -

zabit , betrågt eine , der halben Grundſteuer gleiche
Suͤmme . Saß dieſer Druck auf den , ohnehin ſo hart

belaſteten , Landmann ungerecht fey , bedarf keines Be —

weiſes Aber er iſt auh durch ſeine Ruͤckwirkung

Verſchlechterung der Viehzucht durch Sparung des Sal

zes , der Nationalwirthſchaft verderblich?
Gruͤnde des Rechts , der Humanitaͤt und der

Staatswirthſchaft vereinbaren ſich alſo zux Unterſtüͤ—

tzung des Wunſches , daß das Salz unſern Untertha —

nen um keinen hoͤhern Preis , als fuͤr deſſen Gewin —

nung im Inland , oder fuͤr deſſen Ankauf im Auslande

noͤthig iſt , uͤberlaſſen werde ; und ich glaube Dap Der

edlere Sinn des Wortes Salzregal darin beſteht , das

durch die wohlthaͤtige Natur unſerm Lande geſchenkte ,
oder das etwa noch aus dem Ausland weiter einzu —

fuͤhrende Salz als wirkliches Gefammtguſt zu be —

trachten , und durch den Verkauf deſſelben an die Un —

terthanen nur die Unkoſten ſeiner Erzeugung oder Er —

werbung gu bedecken . Andere , den Rechtsprineipien

ind der Staatswirthſchaft entſprechendere Steuern

moͤgen den , durch ſolchen Grundſatz veranlaßten Mugs

fall in der Staatseinnahme decken .

Zach ariaͤ : Mit der Anſicht des Herrn Hofraths

v . Roͤtteck , daß es in mehr als einer Hinſicht ſehr

vortheilhaft ſeyn wuͤrde , wenn das Salz von aller

Steuer frey bleibe , bin ih vollkommen einverſtanden ;

nur fuͤrchte ich , daß das Finanzminiſterium gegen

diefe Auſicht die Unmoͤglichkeit geltend machen wuͤrde ,

eine ſo ergiebige Quelle des oͤffentlichen Einkommens

zu enbehren : Faft in alen europåifhen Staaten if

das Salz mehr oder weniger beſteuert .
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Neun und ſechzigſte Sitzung vom 34 . Jan . 567

Ich beſchraͤn ke daher meine Wuͤnſche . Ich

verlange nur eine andere Art , die Steuer zu erhez

ben .

Bis jetzt wird die Salzſteuer ſo erhoben , daß

der Staat den Alleinhandel mit dem Salze hat , und

die Steuer auf den Preis des Salzes ſchlaͤgt. Ich

wuͤnſchte , daß die Fabrikationen und der Verkauf des

Salzes gaͤnzlich freygegeben , und dagegen eine Salz —

ſteuer nach den Koͤpfen und nach dem Viehſtande erho⸗

ben wuͤrde.

Das woͤnſchte ich auch jetzt , nachdem zwey veichhaltige

Salzquellen im Lande entdeckt worden ſind . Man uͤber—⸗

laſſe dieſe Quellen an Privatperſonen , an Gewerkſchaf —

den . Sie werden die Anlagen viel wohlfeiler machen ,

das Salz viel wohlfeiler produciren , als es der Staat

thun , fann und . wird . Cine . jede Gemetnheit verwal

tet ſchlecht ; der Staat am ſchlechteſten , weil er die

groͤßte Gemeinheit iſt .

FIrhr . v . Tuͤrkheim : Es ließe ſich vieles da —

ruͤber ſagen , ob die Anſicht , daß Salinen und Berg —

werke nicht auf Rechnung des Staats , ſondern durch

Gewerkſchaften betrieben werden ſollen , eine unbeſchraͤnkte

Anwendung finde , oder unter welchen Bedingungen ſie rich⸗

tig ſey . Die Meinungen hieruͤber ſind ſehr verſchieden , ſo

viel iſt aber richtig , daß die erfreulichen Reſultate der un⸗

ter unmittelbarer Leitung Sr . Koͤniglichen Hoheit bereits

getroffenen Einrichtungen , woruͤber der Herr Berichtser —

ſtatter uns ſo intereſſante Notizen mitgetheilt hat ,

nicht auf dieſem , und auch nicht auf dem naͤchſten Land⸗

tage moͤglich geweſen waͤren, wenn die Regierung ſtatt

der thaͤtigen und unaufgehaltenen Benutzung deg , ent -

deckten Salzreichthums ſich erſt nach Privaten haͤtte

umſehen muͤſſen , welche die Errichtung von Salinen

auf ihre Rechnung uͤbernommen haͤtten.

F Ceren aA a ee TTE —— go — E CET RE — *— E



568 Protokolle der Erſten Kammer

Frhr . v. Weſſenberg : Auch ich glaube , daß

das Monopol des Salzhandels mit der Beſteuerung

des Salzes nicht in nothwendiger Verbindung ſtehe ,

und ſtimme ganz dem Wunſche des Herrn geh . Hof⸗

raths Zacharlaͤ bey , daß jenes Monopol in Zukunft

aufgehoben werde , obgleich uͤbrigens der Staat noch

nicht ſobald im Stande ſeyn duͤrfte , auf ein bedeuten⸗

des Einkommen von dem Salzregal zu verzichten , ſo

hoffe ich doch mit Vertrauen von der Einſicht und

dem Wohlwollen der Regierung , daß ſie ſich jetzt recht
bald in Stand ſetzen werde , die große Wohlthat einer

merklichen Verminderung des Salzpreiſes den badi —

ſchen Unterthanen zu verſchaffen , nachdem zwey eigene

Salzquelen im Lande entdedt worden find , deren Bez

nutzung im volen Betriebe ift .

Sr . Durhlaudt , der Herr Fårf v: Löwenftein ,

erflâren Gih gegen die Anfiht , dag auf das Salg

gar feine Steuer gelegt werden mige , indem fonf

cine andere an deren Stele zu fegen , und alfo nidtë

damit gewonnen mwåres - glauben Åbrigeng , daf auch hier

moͤgliche Erſparung , wie im Commiſſionsberichte gezeigt

worden , eintreten koͤnnte.

v , Rotteck : Nur darum habe ich ein Salzre —

gal , oder eine , von Geiten deg Staats zu gefdjez

hende Salzerzeugung und Salzverkauf ſtatuirt , —

hierin , allein das Mittel liegt , den Unterthanen das

Salz um den moͤglichſt wohlfeilen Preis zu verſchaffen .

Wenn Privatperſonen oder Geſellſchaften ſich damit

befaſſen , ſo muß der Conſument auch ihren Gewinn

bezahlen . Der Staat hingegen ſoll keinen Gewinn

dabeh begehren , ſondern blos Wiedererſtattung der noͤthi—

gen Vorauslagen .
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Neun und ſechzigſte Sitzung vom 34 . Fan . — 569

$ Gyin Gemmingen - Prefened mapt auf

ig die in dem Commiſſionsberichte gemachte Bemerkung
e , aufmerkſam , daß die Regierung ſelbſt die Hoffnung

f⸗ pege , nad und nach den Preis des Salzes moͤglichſt
ft herabſetzen zu koͤnnen . í

9 Der —

ſo
Mrt . T:

s würde Hierauf wgegeni2 Stimmen an genot men .

t

er Der geh - Hofrath Zachar kaͤ bemerkte hiebey ,

iz daß er nur deßwegen gegen den Artikel geſtimmt habe ,

ne weil in demſelben die Anerkennung des Salzregals

e⸗ liege .
Eben ſo wurde der

Art . 2 .
i ;

lg jedoch mit dem im Protokoll auszudruͤckenden Wun -

iſt ſche der Kammer angenommen , daf nur im åufs

t ſerſten Nothfall die angetragene Contractsverlaͤngerung

er eintreten moͤchte.

Eo Die Kammer
| beſchloß
| die beiden , in der heutigen Sigung angenom -

e⸗ | menen , Geſetzentwuͤrfe mittelſt einer Praͤſidial —

jez note dem hohen Staatsminiſterium zu uͤber—⸗

eil geben .
as

— Auf eine von dem Frhen . v. Gay ling gemachte
nit Anregung wurde die bereits beſtehende Baueommiſſion

an mit der fernern Beſorgung des ihr uͤbertragenen Ge -

an ſchaͤfts beauftragt . Da von einigen Mitgliedern der

hi⸗ Kommer der Zweifel erhoben wurde , ob ein von Sr .

Koͤniglichen Hoheit , dem Großherzog , fuͤr die Dauer

des jetzigen Landtags ernanntes Mitglied — Und mits

Protokolle der 1. Kammer şr Bo. 37
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370 Protokolle der Erſten Kammer .

hin der Frhyr . v. Gaylicng — in den Ausſchuß habe
gewaͤhlt werden koͤnnen , ſo wurde , um moͤglichen
Einwendungen gegen die Rechtsbeſtaͤndigkeit der Voll⸗

macht eines ſolchen Mitglieds des Ausſchuſſes vorzu⸗

beugen , ( ſo wenig auch uͤbrigens die Waͤhlbarkelt des

Frhrn . v. Gayling von den Mitgliedern der Kammer ,
die ſich uͤber dieſen Gegenſtand aͤuſſerten , beſtritten
wurde, ) an die Stelle des bereits in den Ausſchuß
gewaͤhlten Oberhofmarſchalls , Frhrn . v. Gayling , nun⸗

mehr der Frhr . v. Gemmingen - Preſte neck zum Mit -

gliede des Ausſchuſſes durch Stimmenmehrheit ernannt .

Auf den Antrag des Vicepraͤſidenten ver —

wandelte ſich die ſich die Sitzung in eine geheime ,
welche die innern Angelegenbeiten der Kammer zum Ges

genſtande hatte.

Zachariaͤ

Hebel .
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EA a g e Ziffer 172 .

{i Commiſſionsbericht

iber den Entwurf eines Confcriptiong
i gefeg eg

a pErhatret
`

yon Sein Gtaatsrath Frhrn . v. Tuͤrkheim —

Das Conſeriptionsſyſtem iſt von dem Alterthum
entlehnt , aber ſeine Anwendung zur Ergaͤnzung ſtehen —
der Heere iſt eine Frucht der neuern Zeit , und ohne
Zweifel ihr groͤßter Schuldpoſten , wenn Abrechnung
gepflogen wird uͤber das , wag fie zur Verbeſſerung
des Zuſtandes der Menſchen in der buͤrgerlichen Geſell
ſchaft gethan hat . Diejenigen , welche gegen die Con —

ſeription eifern , halten ſich blos an dieſe Verbindung
derſelben mit dem Inſtitut ſtehender Heere ; das Na —

tuͤrliche und Große , das in der Idee liegt , die Soͤhne
des Vaterlands auf dieſe Weiſe zu ſeiner Vertheidi⸗
gung zu vereinigen , kann nicht verkannt werden , aber

daß der Staat , wo er nicht Alle aufbietet , Einzelne
aushebt , nicht um ſie zur voruͤbergehenden Erfuͤllung
jener allgemeinen und heiligen Pflicht , ſondern zu ei

nem , die Vertheidigungsmittel vorbereitenden Berufs
ſtand zu noͤthigen , — dieß iſt eine Einrichtung , welche
ſich keineswegs mit allgemeinen Betrachtungen ber

47 *
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- 572 Protokolle der Erſten Kammer .

das Erdabene jener Verpflichtung ,und uͤber die ehren :

volle Beſtimmung des Kriegers , nicht mit Hinweiſung

auf die Voͤlker des Alterthums und auf unſere germa —

niſchen Urvaͤter rechtfertigen laͤßt , denn ein kriegeriſcher

Charakter des Volks im Ganzen und die Vollkommen⸗

deit eines , zum Schutz des Staates hinreichenden ,

ſich ſelbſt genuͤgenden , ſtehenden Heers ſinden ſich viel⸗

mehr meiſtens im umgekehrten Verhaͤltniß , und find

wenigſtens zwey ganz verſchiedene Dinge ; — ſondern

ſie kann ſich nur auf die Nothwendigkeit unter den ge —

gebenen Umſtaͤnden gruͤnden , deren kein einzelner Staat

Meiſter werden kann . Die aus der gegenwaͤrtigen Stel⸗

lung der europaͤiſchen Staaten gegen einander hervor⸗

gehenden Forderungen ſind verhaͤltnißmaͤßig dieſelben

fuͤr die kleinern , wie fuͤr die groͤßern , wenn gleich

letztere ſie unmittelbarer fuͤhlen , erſtere aber , welche ſich

anſchließen muͤſſen , ſie in gewoͤhnlichen Zeiten oft nur

als laͤſtige Folgen aͤußerer Verbindungen , und erſt im

Gedraͤnge als Bedingung weſentlicher Zwecke erkennen .

Dieß iſt der einzige Unterſchied , daß es in groͤßern

Gtaaten leichter wird , auh . Der Kurzſichtigkeit die Bers

kektung gebieteriſcher Verhaͤltniſſe anſchaulich zu machen .

Es bleibt allerdings noch eine wuͤrdige Aufgabe

fuͤr die Zukunft , die uͤbertriebenen Maſſen ſtehender

Heere durch ein Landwehrſyſtem , und die Conſcription

fuͤr das , was ſtehen bleiben muß , wieder durch Wer⸗

bung zu erſetzen . Indeſſen hat man ſich dem erſtern

in neuern Zeiten durch Ausdehnung der Beurlaubung

in vielen Staaten , und namentlich in dem Großher —

zogthum Baden , ſo ſehr genaͤhert , daß das Heer ei⸗

gentlich nur noch in Anſehung Der Dber - und Unter -

bffteiere als ein ſtehendes , in Beziehung auf die , durch

die Conſcription geſtellte gemeine Mannſchaft aber bey⸗

zie
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hren⸗ nahe ſchon als bloße Landwehr betrachtet werden kann .

ſuñg Ein Mehreres kann hierin von keinem Staat einſeitig ,

rma - ſchwerlich durch Vereinbarung , und allem Anſchein nur

ſcher durch allmaͤhliges Schwinden einer , auf den Culmina⸗

men⸗ tionspunct gediehenen Spannung bewirkt werden .

den , Was hingegen die Abſchaffung der Conſeription fuͤr

viels
| ein folhes im Gegenſatz von einer bloßen Landwehr

find | kaum noch als ſtehend zu betrachtendes Heer , und die

Wern | Rekrutirung deſſelben durch freywillige Werbung be —

à ges trifft , fo verdiente dieſe Idee wohl noch eine reifere

Ztaat Pruͤfung aus dem Geſichtspunct der Moralitaͤt , welcher ,

Stel⸗ wie es ſcheint , von den Vertheidigern derſelben nicht

rvor⸗ gehoͤrig beachtet wird . Denn es laͤßt ſich wenigſtens

elben micht verkennen , daf die Maſſe unſerer Krieger , ſeit ſie

gleich aus Conſcribirten beſteht , ſich in dieſer Beziehung auf

e fih | einen weit hóhern Standpunet erhoben hat . ES if

tnur
| aber gir Beit noh úberfůßig , fih tiefer in eine Eroͤr⸗

fim | terung diefer Idee einzulaſſen , weil ſie bey der jetzigen

nnen . Lage der Dinge im Ganzen unausfuͤhrbar iſt , zumal

oͤßern ſo lange das Verhaͤltniß zwiſchen Geldbaarſchaft und

Ver⸗ Geldeswerth ſo geſtoͤrt bleibt , daß die fuͤr die Anwer⸗

ichen. bung von Freywilligen erforderlichen Summen nicht

fgabe
|

aufgetrieben werden fónnen , und mit einem unſichern

ender Experiment die gebieteriſchen Staatszwecke nicht com⸗

ption | promitirt werden duͤrfen ; indeſſen lieſſen ſich vielleicht

Wers | Verſuche im Einzelnen machen , welche mit der Zeit

rſtern aber die Moͤglichkeit einer Anwendung im Grofen auf⸗

tbung klaͤren koͤnnten .

hers Wenn fona die Confeription unter Den gegen

er ei⸗ waͤrtigen Verhaͤltniſſen als unvermeidlich erſcheint , fo

Inters erregt eg ein unangenehmeg Gefühl , wenn man ſie gleich⸗

durch wohl ein Unrecht nennen , und auf dieſe Weiſe die

bey⸗ offentliche Meinung mit unſern Staatseinrichtungen in

—— —* amna a EE EET :
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Zwietracht bringen hoͤrt . Hart und druͤckend kann eine

bom Staat auferlegte Laft wohl zuweilen werden , aber

ungerecht. darf fie niemals feyn ; eg if aber auch nur

ein unrihtiger : Gebrauch der Worte , wenn man von

der Confeription dag Legtere fagt , mo nur Erferes gez

meint feyn fann . . € S if - anerfannt , daf der Staat

nicht nur das Vermoͤgen , ſondern auch die Perſon
ſeiner Angehoͤrigen in Anſpruch zu nehmen hat , daß

es mithin nicht blos pecuniaͤre , ſondern auch perſoͤn —

liche Verpflichtungen derſelben gibt , und es iſt eine

Verwirrung der Begriffe , wenn man Alles auf Geld —

leiſtungen zuruͤckfuͤhren zu muͤſſen waͤhnt . Zwar haben

dieſe den Vorzug , daß ſie auf alle Staatsangehoͤrigen
repartirt , und nach einem gleichen Maßſtab erhoben
werden koͤnnen , waͤhrend perſoͤnliche Leiſtungen nur

immer auf einen Theil deſſelben fallen , und ihre Per —

ſon ganz in Beſchlag nehmen , Andere hingegen ganz

frey laſſen , und aus dieſem Grunde muß es Maxime
einer guten Geſetzgebung ſeyn , die perſoͤnlichen Leiſtun —

gen ſo viel als moͤglich zu beſchraͤnken , und die pecu —

niaͤren dagegen ſo weit als moͤglich auszudehnen ; aber

ein beſtimmter Maßſtab dafuͤr laͤßt ſich aus allgemeinen
Rechtsgrundſaͤtzen eben ſo wenig ableiten , als fuͤr das

Verhaͤltniß , in welchem die Geldleiſtungen nach dem

Vermoͤgen durch allgemeine directe Steuer , oder nach
dem Maßſtab der Theilnahme an dem Zweck des Auf—⸗
wands durch indirecte , oder in gewiſſen Faͤllen ſelbſt

durch eine kopfweiſe Beſteuerung erhoben werden ſol —

len . Die allgemeine Maxime eines moͤglichſt billigen ,
den Umſtaͤnden angemeſſenen , Verhaͤltniſſes , und der

moͤglichſten Vermeidung ſolcher perſoͤnlichen Dienſtfor⸗

derungen , welche dieſes Verhaͤltniß zum Nachtheil Ein⸗—

zelner , von welchen ſie gefordert werden , auf eine
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wahrhaft druͤckende Weiſe ſtoͤren wuͤrden , — dieß iſt

die einzige Ausſteuer , welche die poſitive Geſetzgebung

hierin von dem Naturrecht erhalten kann . Wenn nun

aber die Umftånde fich fo geſtaltet haben , daß ein une

abweisliches Staatsbeduͤrfniß nicht anders , als durch

perſoͤnlichen Dienſt befriedigt werden kann , ſo laͤßt ſich

nach ſtrengen Rechtsbegriffen nichts dagegen einwen⸗

den , und die hoͤchſte Aufgabe iſt nur , daß es nach all⸗

gemeinem , alle Staatsangehoͤrige auf gleiche Weiſe

treffendem , Geſetz gefordert werde . Ein Conſcriptions⸗

geſetz , welches jeden derſelben in einem gewiſſen Alter

dieſer Pflicht unterwirft , und da aus einer ſolchen

Altersclaſſe jeweils nur eine beſtimmte Anzahl von

Individuen zum Dienſt erfordert wird , durch das Loos

den einzig moͤglichenAusweg zur Entfernung allerWillkuͤhr

ergreift , und dadurch ſo weit Macht und Geſetz der Men⸗

ſchen reicht , die Idee vollkommener Gleichheit herſtellt ,

ein ſolches Geſetz entſpricht dieſen Bedingungen in

dem ſchwerſten Opfer , welches der Staat vom Einzel⸗

nen fordern kann , und welches nur dann Unrecht wuͤr⸗

de , wenn es aufhoͤrte , Nothrecht zu ſeyn .

Dieſe wenigen Worte ſollen nicht als vollſtaͤndigo

Widerlegung der gegen die Rechtlichkeit des Con ſerip⸗
tions ſyſtems erhobenen Einwendungen gelten , ſondern

nur als Andeutung der Grundſaͤtze , nach welchen deſ⸗

ſen Rechtfertigung , welche den Zweck und die Schran —⸗

ken des gegenwaͤrtigen Vortrags uͤberſchreiten wuͤrde ,

ausgefuͤhrt werden kann .

Das gegenwaͤrtig noch beſtehende Conſeriptionsgeſetz
vom Jahre 1812 traͤgt den Charakter der Beit , in web

cher eg . gegeben worden ift , — einer Zeit , da die Ero -

berungsfriege , an welchen auh unfer Staat gezwungen

Antheil nebmen mufte , nur darauf berechnet foienen ,

am T
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wie viel Menſchen man jaͤhrlich zu verausgaben habe .

Damals , als die letzten Stuͤtzen der Wittwen und Greiſe

aug ihren Armen geriſſen wurden , um auf den Step -

pen Rußlands das Opfer eines uns fremden Ehrgeizes

zu werden , ſchien die moͤglichſte Beſchraͤnkung der Be —

freyungen unerlaͤßlich , ſite waren aber eben darum nicht

auf einen allgemeinen Grundſatz , ſondern auf Willkuͤhr
und Zufaͤlligkeiten gegruͤndet , und verfehlten in der

Ausfuͤhrung ihren Zweck groͤßtentheils .
Dieſes Geſetz hatte man kurz und buͤndig machen

wollen , aber ſtatt deſſen wurde es nur mangelhaft , und

durch eine Menge von Erlaͤuterungen und Nachtraͤgen

entſtellt , deren Ueberſicht bey der Anwendung kaum

moͤglich iſt .

In dem Vortrage des Herrn Regierungscommiſſaͤrs ,
womit er den Entwurf des neuen Geſetzes uͤbergab ,

ſind dieſe und andere Maͤngel des bisherigen umſtaͤnd⸗

licher eroͤrtert und nachgewieſen ; ſie lieſſen ſich noch
weiter ausfuͤhren , wenn nicht daß Beduͤrfniß eines

neuen , dem gegenwaͤrtigen conſtitutionellen Standpunet

angemeſſenen Geſetzes allgemein gefuͤhlt und anerkannt

waͤre .

Der neue Gefegentwurf , melher gegenwärtig un :

ferer Pråfung vorgelegt if , war bereits in der zwey —
ten Rammer der Gegenfand einer febr ausfåhrlichen
und vielfeitigen Bearbeitung , und ift , in Golge derfel -
ben , mit manchen Mbånderungen feiner urfprůnglichen
Geſtalt zu uns gekommen . Auch die Regierung hat

ſich uͤber dieſe Abaͤnderungsvorſchlaͤge durch ihre Or —

gane ſchon mehr als ſonſt bisher der Fall war , aus -

geſprochen , und im Laufe der Verhandlungen mehrere

Male beſtimmt erklaͤrt , wo ſie nicht nachgeben koͤnne,

ſo daß alſol das Reſultat , wie es jetzt vorliegt , gewiſſer
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maßen ſchon als ein Uebereinkommen zwiſchen ihr und

der zweyten Kammer betrachtet werden duͤrfte . So

wenig auch die verfaſſungsmaͤßige Mitwirkung der Er —

ſten Kammer dadurch beſchraͤnkt werden kann , ſo iſt

dieſelbe doch durch dieſen eigenen Gang der Sache der

Sorge enthoben , in wiefern die Regierung die Veraͤn —⸗

derungen der zweyten Kammer genehmigen koͤnne ;—

aber eine weitere Betrachtung ſetzt ihrem Einfluß auf

dieſen wichtigen Gegenſtand der Geſetzgebung auch in

andern Beziehungen Schranken , naͤmlich die Kuͤrze der

Zeit , welche bis zum Schluß des Landtags noch uͤbrig

bleibt , laͤßt keine Zuruͤckgabe des Geſetzentwurfs wegen

etwaiger Abaͤnderungsvorſchlaͤge an die zweyte Kammer

zu , mithin nichts mehr , alg die Wahl zwiſchen An -

nahme oder Berwerfung . ES wird nun Darauf anfom -

men , ob die þohe Kammer diefen Entwurf , fo , wie er

vorliegt , als gut im Ganzen , und feine Erhebung zum

Geſetz in Vergleichung mit dem bisherigen Geſetz als

eine Wohlthat fuͤr das Land , welche ihm nicht laͤnger

vorenthalten werden ſoll , erkennen wird , um jene Wahl

zu entſcheiden .

Die Erinnerungen der Commiſſtion , welche ich nach

der Ordnung der einzelnen Paragraphen vorzutragen

die Ehre haben werde , ſind von ſo geringer Zahl und

Bedeutung , daß daraus ſchon von ſelbſt ihr Antrag

auf Annahme hervorgehen wird ; es wird jedoch der

Erklaͤrung kaum beduͤrfen , daß dieſe Hinweiſung auf

die aͤußere Lage der Geſchaͤfte die Abſicht nicht haben

kann , die Discuſſion uͤber die einzelnen Theile Deg Ent -

purfs abzuſchneiden , und eine Annahme ohne Pruͤfung

vorzuſchlagen , ſondern nur auf die Folgen abaͤndernder

Beſchluͤſſe aus minder wichtigen Gruͤnden aufmerkſam

i
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zu machen, welche fuͤr die gegenwaͤrtige Landtagsperiode
einer Verwerfung gleich kommen wuͤrden .

Uebrigens iſt der in der zweyten Kammer erſtattete

Commiſſionsbericht , und die darauf gefolgte Berathung
ſo erſchoͤpfend fuͤr die Beleuchtung des Gegenſtandes
im Ganzen und den Zuſammenhang ſeiner Theile , daß

ich mich um ſo mehr auf die Aushebung der einzelnen

Stellen , welche der Commiſſion Stoff zu Bemerkungen
geben , beſchraͤnken kann , als ohnehin der Drang der in

den letzten Tagen unſeres dießjaͤhrigen Landtags zuſam⸗

mentreffenden Geſchaͤfte mir eben ſo wenig Zeit zur

Ausarbeitung eines ausfuͤhrlichen Commentars , als

der hohen Kammer zur Beachtung und Verfolgung
deſſelben uͤbrig laͤßt.

Nach dieſen kurzen allgemeinen Betrachtungen gehe

ich nun zur ſtellenweiſen Begutachtung des Geſetzent⸗

wurfs uͤber , wobey ich der Ordnung der Paragraphen
im Entwurfe der Regierung folgen , jedoch die corre —

ſpondirenden Paragraphen im Entwurfe der zweyten

Kammer zugleich angeben werde .

Şn den § § . 1. und 2. beider Entwůrfe mird der

Grundſatz der gleichen Theilnahme aller Staatsange —

hoͤrigen an der Kriegsdienſtpflicht , und der Berufung

dazu nach dem Looſe ausgeſprochen . Was ſich zur

Rechtfertigung dieſer Grundlage unſeres ganzen Con —

ſeriptionsſyſtems ſagen laͤßt, iſt bereits oben mit eini —

gen Worten angedeutet worden . Eine andere Art der

Rechtfertigung beſtuͤnde in der Aufforderung der Gegner

dieſes Syſtems , vorzuſchlagen , wie es unter den ge —

gebenen Umſtaͤnden beſſer und gerechter zu machen fey .

Bey der Bearbeitung in der zweyten Kammer iſt

das Wort „ Aushebung “ in „ Aufruf “ verwandelt wor⸗

den . Die Sache iſt durch dieſe Veraͤnderung nicht beſ —
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fer , vielmehr unbeſtimmter bezeichnet worden , denn ,

| abgefehen davon , daß der Ausdruck Aufruf ſelbſt den

te Begriff einer biofen Einladung ohne Zwangsverbind —

ng lͤchkeit zulaͤßt , — kann darunter auch , wie bey den

es | Berpandlungen in der zweyten Kammer uͤber den Ş. 10 .

aß bemerkt wurde , der Act der erſten Aufforderung zur Fer⸗

en tigung der Liſten eben ſo gut , als der eigentliche Act

en der Ziehung nach dem Loos verſtanden werden ; das

in | fubfituirte Wort pat auth ſonſt nichts fèr fich , alg daf

n : es aus dem Franzoͤſtſchen uͤberſetzt iſt , und iſt die Sache

- n mit dem Geif einer Repraͤſentativ - Verfaſſung verein⸗

ig bar , fo mug eg auh der Ausdruck ſeyn , welcher ſie

ng beſtimmt bezeichnet . Indeſſen glaubt die Commiſſion

uͤber Worte nicht ſtreiten zu ſollen .

he Bey den 865. . , 5 . und 6. ( H. . , 4. und 5. der

tte
|

zweyten Kammer ) wurde nichts au erinnern gefunden ,

en |
und mit der Hinweglaffung deg S. 4. ift die Commiſſton

re⸗ ganz einverſtanden , indem die Beſtimmung einer eige —

en nen Clafe von f- a . NRefervifen entweder , wenn damit

feine befondern Verpflichtungen und Beſchraͤnkungen der

jer Sreyheit verbunden werden , opne afle Realität , im

ze⸗ entgegengeſetzten Falle aber ohne Nothwendigkeit fuͤr

ng diejenigen , welche in diefelbe fommen , nachtheilig

ur
|

ſeyn wuͤrde , da jedes gewoͤhnliche und auſſerordentliche

Nz Beduͤrfniß an Mannſchaft ſchon dureh andere geſetzliche

ni⸗ Beſtimmungen gedeckt wird .

jer Bey dem §. 7. wurde befanntlih in der zweyten

ier Kammer die Frage ſehr ausfuͤhrlich exoͤrtert : ob die

jez zur Ergaͤnzung des Heers erforderliche Mannſchaft auf

ey . dem Weg der Geſetzgebung durch die Kammern bewilligt ,

iſt der durch landesfuͤrſtliche Verordnung feſtgeſetzt wer —

We den folle ? Ihre Entſcheidung wurde umgangen durch

ef - die Auslaſſung des ganzen Hen , und die Erſte Kammer

oi a ANT —— J — — * — — —
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wird ſich bey der gegenwaͤrtigen Lage der Umſtaͤnde an

dieſes , nach langem Streit gewaͤhlte Auskunftsmittel
als Thatſache , und das ſich hieraus ergebende Reſul —⸗
tat zu halten haben , welches darin beſteht , daß die

rechtliche Frage als unentſchieden dermalen , um das Gee

ſetz dadurch nicht zu vereiteln , zur etwaigen beſondern

Eroͤrterung ausgeſetzt worden iſt , einſtweilen aber die

Regierung in dem bisherigen Beſitz des Rechtes bleibt ,
den Mannſchaftsbedarf nach Umſtaͤnden zu beſtimmen .

Es wuͤrde offenbar zwecklos ſeyn , wenn die Erſte

Kammer , ſtatt ſich bey dieſer factiſchen Entſcheidung
der Streitfrage zu beruhigen , jetzt auf eine unfrucht —⸗

bare theoretiſche Eroͤrterung derſelben zuruͤckgehen woll⸗

te , da , auf welche Seite ſie ſich auch neigen wuͤrde ,

Doch gewig dadurch eine Vereinbarung der entgegen -

geſetzten Anſichten , welche die langwierigen Verhand⸗

lungen in der zweyten Kammer nicht herbeyzufuͤhren

vermochten , in den letzten Tagen vor dem Auseinan⸗

dergehen der Staͤnde nicht erwirkt werden koͤnnte .

Es laͤßt ſich zwar auf der einen Seite nicht wohl

verkennen , daß , nach allgemeinen , aus dem Weſen
des Repraͤſentativſyſtems abgeleiteten Grundſaͤtzen den

Kammern das Bewilligungsrecht fuͤr den Mannſchafts⸗

bedarf fo gut , als fuͤr den Geldbedarf zuerkannt wer —⸗

den muß , und daß auch hinſichtlich des erſten , wie

hinſichtlich des letztern die ſonſt und in der Ausfuͤhrung

unbeſchraͤnkten Rechte der Regierung doch mittelbar

durch die Bewilligung der Mittel bedingt werden , aber

eben ſo richtig iſt es , daß die Regierung in Erfuͤllung

der Bundespflichten durch keine landſtaͤndiſche Verhaͤlt⸗

niſſe , auch nicht indirect , beſchraͤnkt ſeyn kann . Die

reine Anwendung des Repraͤſentativſyſtems findet in

Deutſchland immer ſeine Graͤnzen in den Verhaͤltniſſen ,
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in welchen der Bund , nicht der einzelne Staat , als

fuͤr ſich beſtehendes Ganzes erſcheint , und hat ihren

freyen Spielraum nur in der , von der Bundespflicht

ganz unabhaͤngigen , Sphaͤre der innern Verhaͤltniſſe

Eine Nation , welche ſich bey der Vertheilung in Pars

ticularſtaaten wohl befindet , und doch zur Sicherung

ihrer Exiſtenz und Unabhaͤngigkeit eine , uͤber dieſelbe

hinausgehende Verbindung får noͤthig erkennen muß ,

darf ſich uͤber eine , aus dieſer Combination nothwen —⸗

dig hervorgehende Beſchraͤnkung in der Anwendung

allgemeiner Syſteme der groͤßern , fuͤr ſich beſtehenden ,

Nationalſtaaten nicht beklagen .

Beym 6. 8 . ( 8. 6 . der zweyten Kammer ) fand die

Commiſſion nichts zu erinnern .

Zum 6. 9. ( . ) Die Wahl des Maßſtabs fuͤr die

Repartition der zu ſtellenden Mannſchaft haͤngt von der

Vorfrage ab : ob man die Bezirke des Landes , oder

die dienſtpflichtigen Individuen als die Subjecte be —

trachtet , welche Gleichheit in der Vertheilung anzufpre -

chen haben . Findet man ſie in den erſtern , ſo waͤre

allerdings die Geſammtbevoͤlkerung der gerechteſte Re —

partitionsfuß , wenn nur unſere Anſtalten fuͤr die Volks⸗

zaͤhlung beſſer eingerichtet waͤren , wie ſie es ſo leicht

werden koͤnnten , und auch zu manchen andern Zwecken

werden ſollten , ſo lange dieſe aber ſo unzuverlaͤßige

Reſultate liefern , tritt an ihre Stelle nach dem Bez

ſchluſſe der zweyten Kammer die Geſammtzahl der in

der conſcribirten Altersklaſſe vorhandenen jungen Leute.

Betrachtet man dagegen die looſenden Individuen alg

diejenigen , von deren Zntereffe es. fih handelt , ſo iſt

vielmehr Gleichheit im Verhaͤltniß der wirklich Looſen⸗

den zu den Treffern erforderlich , und es muͤſſen daher

umgekehrt alle , welche nicht wirklich dem Ruf zum

V a —
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4o Ii Kriegsdienſt ausgeſetzt ſind , bey der Repartition auſſer
R

fe l Anfaş bleiben . Bon diefer Seite if die Sahe niht
X

pai i i Rii betrachtet worden . :

— Indeſſen iſt es auch ſo ausgemacht — daß die —
da Kriegsdienſtpflichtigen ſelbſt es ſeyen , fuͤr welche der ge

= a | Muf zu einem an fich fo ehrenyollen Gtande hauptfåcdh - ge

| lich drådend wird , befonderg da der ſelbſt gewaͤhlte
tu

EA i Beruf Dadurch in der Regel , wenige Fälle z. B . bep
T

—X iil Studirenden , abgerechnet , nicht aufgehoben , ſondern

i . f i nur hinausgeſchoben wird , fondern dag Harte davon *

i | | p fåt mehr auf die zuruͤckbleibenden Angehoͤrigen , und
de

Ba in Ruͤckſicht auf dieſe iſt die , dem Verhaͤltniß der un —
| s

go
| 1 zuverlaͤßig gezaͤhlten Bevoͤlkerung am naͤchſten kommen —⸗

s

li f i de Gefammizahf der jungen Månner in der conferi :

ri l ESI i birten Altersklaſſe der Maßſtab , welcher die meife
F

R i Gleichheit herſtellt , weil alsdann das Wahrſcheinlich —

| | keitsverhaͤltniß unter ihren Angehörigen gleich ift , fo
g

—J p wie auch unter den Bezirken hinſichtlich der aus ihrem th
[i | Umfange zu ziehenden arbeitenden Hände ; endlich wird e

\ dadurch auch dem Einfluß entgegengearbeitet , welchen te

| Kriegsſcheue in manchen Bezirfen immer noch auf die e

a | Zahl der disponibeln Mannſchaft haben koͤnnte , indem s

M dag Localinterefe angeregt werden muf , zu feinen uni
3

Hii gerechten Untauglichkeitserklaͤrungen zu helfen . |
H | Jeder andere Repartitionsfuß , welcher zwiſchen d

1i] | den beiden angegebenen Ertremen in der Mitte liegt , t

i wåre fhwanfend , und man mag vòn dem Princip der
b

|
j Gleichheit unter den Conferibirten , oder unter ihren €

11
Angehörigen ausgehen —eine halbe Mafreget , namente N

tih mwenn nur die zu einem bérgerlichen Gewerbe | oA

‘i Untauglichen aufer Anfa gelafen wården , eine Be -
|

| ſtimmung , deren Anwendung , wie in der zweyten s

: e
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Kammer bemerkt wurde , ſehr unſicher und willkuͤhrlich

waͤre .

Die Commiſſion haͤlt nach allem dieſem den Repar⸗

titionsfuß , welcher in der zweyten Kammer vorgeſchla —

gen worden iſt , fuͤr den angemeſſenſten . Sollte uͤbri⸗

gens einmal die Bevoͤlkerung nach verbeſſerten Einrich⸗

tungen in ihrer Aufnahme zum Maßſtabe genommen

werden , ſo waͤre die Sache doch nicht ſo einfach , als

ſte auf den erſten Anblick ſcheint , weil dann wieder ,

wie eg bey dem fruͤhern Verfahren vor der Einfuͤhrung

des gegenwaͤrtigen Geſetzes war , fuͤr die groͤßern Staͤdte

wegen der verhaͤltnißmaͤßig groͤßern Zahl von Fremden

aller Art ein Abzug ausgemittelt werden muͤßte.

Bey den 66. 10 . und 11 . ( 8. und . ) iſt nichts

mehr zu erinnern , nachdem in der zweyten Kammer

auf den Beyſatz verzichtet worden iſt , daß auch im

Kriege die Entlaſſung der Ausgedienten unbedingt er —

theilt werden muͤſſe , ſobald die Ergänzungsmannſchaft

eingeruͤckt iſt . Da nicht in Abrede geſtellt werden konn

te , daß es Faͤlle gebe , wo dieß unmoͤglich iſt , ſo bleib

eg wohl beſſer , ſich hierin auf die Regierung zu vers

laſſen , als ein Geſetz zu verlangen , welches ſich in

Nothfaͤllen nicht beobachten laͤßt.

Much der §. 12 . deg Entwurfs der Regierung , tels

cher uͤbrigens in der Geſchichte des gegenwaͤrtigen Land⸗

tags hauptſaͤchlich durch die nur zufaͤllig mit demſel⸗

ben in der zweyten Kammer in Verbindung gebrachte

Eroͤrterung allgemeiner politiſcher Grundſaͤtze beruͤhmt

worden iſt , — hat Anſtaͤnde gefunden , welche nur durch

Hinweglaſſung deſſelben beſeitigt werden konnten .

Der erſte Streit war daruͤber : ob uͤber eine waͤh—

rend der Dienſtzeit entſtandene Untauglichkeit , welche

eine Entlaſſung vor Ablauf derſelben nach ſich zieht ,



a A h pai a n

584 Potokolle der Erſten Kammer.

die Militaͤrbehoͤrde allein , oder gemeinſchaftlich mit einer

Civilbehoͤrde entſcheiden ſolle ? Die Herren Regierungs —

commiſſaͤre hatten wohl unſtreitig das Uebergewicht der

Gruͤnde auf ihrer Seite , wenn ſie die Verweigerung

einer Mitwirkung von Civilbehoͤrden in ſolchen Faͤllen

damit vertheidigten , daß die dem Militaͤr einmal uͤber —

gebene Mannſchaft nach dem Weſen ſeiner Einrichtun⸗

gen nur von der Militaͤrbehoͤrde abhaͤngen koͤnne, daß

uͤberhaupt die Entſcheidung uͤber Untauglichkeit und die

Anwendung der hieruͤber beſtehenden geſetzlichen Vor —

ſchriften Gegenſtand des Vollzugs , mithin Sache der

Regierung feye , und ihr die Wahl zuſtehen muͤſſe,

welcher ihrer verpflichteten Behoͤrden — und dieſe Ei —

genſchaft haben die militaͤriſchen , wie eine jede andere ,—
ſie derſelben zu uͤbertragen fuͤr gut finde . Dagegen

ſcheint der von der Commiſſton der zweyten Kammer

angefuͤhrte Grund nicht entſcheidend , daß die Civil —

behoͤrde ſo wie bey der Stellung , ſo auch bey der

Entlaſſung eines Mannes vor Ablauf der Zeit mitwir —

ken muͤſſe , weil daraus die Nothwendigkeit fließe , ei —

nen andern zu ſtellen . Denn dieſes letztere kann nicht

wohl geſagt werden , da nach dem F. 35 . fuͤr den Ab⸗

gang nach der Aushebung kein kleinlicher Erſatz im

Einzelnen gefordert , und auf ſolche , jeweils vorkom⸗

mende Faͤlle nur im Ganzen bey der Berechnung des

jaͤhrlichen Mannſchaftsbedarfs Ruͤckſicht genommen wird .

Dagegen wurde dieſer Streit erſt durch den ſpaͤtern

Antrag , das Verzeichniß der untauglich machenden Ges

brechen zum Beſtandtheile des Geſetzes zu erklaͤren ,

auf feinen richtigen Standpunct zuruͤckgefuͤhrt , denn

alsdann erſt iſt das , was der Regierung uͤberlaſſen

bleibt , durch ihre Militaͤr - oder Civilbehoͤrden beſorgen

zu laſſen , wirklich nur Anwendung des Geſetzes im

w
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ſtrengſten Sinne , und die Wahl dieſer Behoͤrden ganz

aufer dem Bereich der uͤbrigen Factoren der Geſetzge⸗

bung . In der That laͤßt ſich auch nicht in Abrede

felen , daf die Regeln einer Entſcheidung , welche ſo

großen Einfluß auf die Freyheit von Staatsbuͤrgern hat ,

eben ſo zut , und in noch hoͤherm Grade als das , was

auf ihr Eigenthum Bezug hat , in die Sphaͤre der Ge —

ſetzgebung gehoͤre . Dieſer Grundſatz wird von unſerer

Regierung nicht beſtritten werden wollen und koͤnnen ,

wohl aber mag das gegenwaͤrtig beſtehende Verzeichniß
der Gebrechen , welche zum Kriegsdienſt untauglich

machen , ungeachtet ſeiner von dem Herrn Praͤſidenten

des Kriegsminiſteriums ſelbſt geruͤhmten Vorzuͤge vor

aͤhnlichen Verzeichniſſen in andern Staaten , doch noch

nicht jenen Grad der Vollkommenheit erreicht haben ,

welcher fuͤr einen Beſtandtheil eines bleibenden Geſetzes

zu erreichen geſucht wird , und in dieſer Ruͤckſicht darf

man wohl um ſo mehr der Zukunft die Erreichung die⸗

ſes Ideals uͤberlaſſen , aͤls die Erfahrung einſtweilen

fuͤr die gewiſſenhafte und fachgemaͤße Anwendung der

gegenwaͤrtigen Vorſchriften buͤrgen kann .

Ein weiterer Anſtand ergab ſich beh dem zweyten

Abſatz dieſes Fen uͤber den von der Commiſſion der zwey—
ten Kammer gemachten Vorſchlag , auszuſprechen , daß

diejenigen , in deren Familienverhaͤltniſſe ſich durch eine ,

waͤhrend der Dienſtzeit TET Veraͤnderung ein

geſetzlicher Befreyungsgrund ergibt , auf den Antrag

der Civilbehoͤrden von deͤm Krie inenn wieder

entlaſſen werden muͤſſen . So ſehr ſich auch diefer

Vorſchlag auf den erſten Anblick von Seiten des Rechts

zu empfehlen ſcheint , ſo iſt doch nicht zu verkennen ,

daß es ſich mit den Einrichtungen des Militaͤrs nicht

vertraͤgt , ſich den ihm einmal geſetzmäßig zuger vieſenen
38Protokolle der 10 Kammer Ar Vd.

ERTRS ——



—

—

—
—

—

`
586 Protofole der Erften Kammer

Stand der Mannſchaft durch Eingreifen der Civilbehoͤr —

den alteriren zu laſſen . Auch aus dem ſtrengen Recht

des Einzelnen kann dieſe Forderung bey naͤherer Pruͤ⸗

fung nicht abgeleitet werden , denn die geſetzlichen Be —

freyungsgruͤnde von dem Eintritt in den Kriegsdienſt

( auf welche wir weiter unten kommen werden ) ſind

eine allgemeine Norm får die moͤglichſte Beachtung

der Familienverhaͤltniſſe bey der Aushebung oder dem

Aufruf, welche auch da ſchon die menſchliche Unvoll⸗

kommenheit allgemeiner Regeln fuͤr das Einzelne be —

urkundet , aber keine Garantie enthaͤlt und enthalten

kann , daß die wirkliche Einziehung Der conferibirten

Individuen nicht einen ungleichen Cinfluß auf die Lage

ihrer Angehoͤrigen hervorbringe . Mit ihrer Uebergabe
an das Militaͤr muß dieſe Nerm ohnehin ihre Anwend⸗

barkeit verlieren , da der Kriegsdienſt dieſelben in La —

gen bringt , welche ſie der Macht buͤrgerlicher Geſetze
entzieht . Kaun der , welcher im Krieg umkommt , in

Gefangenſchaft geraͤth , oder von einer Abberufung nicht

erreicht wird , ſeiner Familie bey veraͤnderten Verhaͤlt⸗
niſſen nicht zuruͤckgegeben werden , ſo muß man auch

auf die Verbuͤrgung einer theilweiſen Gleichheitsher —⸗

ſtellung durch Entlaſſung im Frieden verzichten , und

dleſelbe dem Ermeſſen der Moͤglichkeit von Seiten der

Militaͤrbehoͤrde uͤberlaſſen , welche nach der Erfahrung ,

auf welche ich mich berufen darf , bisher immer alle

zhunliche Ruͤckſicht in ſolchen Faͤllen eintreten ließ . Es

war eine Zeit , wo man vielmehr umgekehrt beſorgte ,

die Militaͤrbehoͤrden moͤchten aus andern Ruͤckſichten

zu freygebig mit Entlaſſungen aus dem Grund der

Nothwendigkeit eines Soldaten zu Hauſe ſeyn , und

ſo auf Koſten Anderer willkuͤhrliche Beguͤnſtigungen

eintreten laſſen . Haͤtte man diefe Beſorgniß noch jetzt

gehabt , ſo wuͤrde man vielleicht eher die Beſtimmung in

Antrag gebracht haben , daß die Entlaſſung wegen Fa⸗
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milienverhaͤltniſſen zwar von der Militaͤrbehoͤrde abhaͤn —

gen , aber nicht anders als auf vorgaͤngige Aner —

kennung der Nothwendigkeit und Aufforderung von

Seiten der Civilbehoͤrde erfolgen ſolle .

Nach dieſen Bemerkangen kann die Commiſſion
der Hinmeglafung deg Ç. 12 und zwar hinſichtlich
des erſten Abſatzes , als einem einſtweiligen Auskunfts —
mittel , hinſichtlich des zweyten aber als ganz unbe —

denklich beyſtimmen .
Bey dem G. 13 ( 10 ) die Unwuͤrdigkeit zum Kriegs —

dienſte betreffend , muß die von der zweyten Kammer

beſchloſſene Veraͤnderung als zweckmaͤßig anerkannt wer —

den .

Die 889. 14 und 16 ( 11 und 12 ) , welche das Con —

ſceriptlonsalter beſtimmen , ſind von der Regierung mit

der Feſtſetzung des Militaͤrmaßes , welchem die zweyte

Kammer einen eigenen — graphen ( in ihrem Entwurfe
§. 14 ) gewidmet hat , in weſentliche Verbindung geſetzt
worden ; beide Carint mùffen daher hier alg gus

ſammenhaͤngend eroͤrtert werden .

Ueber die Hinlånglichfeit deg bisherigen Militår :

maßes , oder die Zweckmaͤßigkeit einer Erhoͤhung deſ —

ſelben , und uͤber die Frage : in wie weit uͤberhaupt
eine gewiſſe Groͤße zum Kriegsdienſt erforderlich ſeye ,

ließe ſich noch vieles ſagen , aber eine einfache und ſehr

einleuchtende Betrachtung macht ſolches hier uͤberfluͤſſig,
und unſere gegenwaͤrtige Geſchaͤftslage legt uns die

Pflicht auf , Ueberfluͤſſiges zu vermeiden . Was koͤnnte

naͤmlich die Folge einer Abweichung von dem Beſchluſſe
der zweyten Kammer ſeyn ? da dieſelbe , ungeachtet aller

Einwendungen der Herren Regierungscommiſſaͤre , von

dem gegenwaͤrtig beſtehenden Maß nicht abgegangen

it , und ihr beharrlicher Entſchluß in dieſem Punit
ſich in den hieruͤber weitlaͤuftig gepflogenen Verhaͤnd

lungen ſchon hinlaͤnglich erprobt hat , ſo koͤnnte in
ge "
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einem ſolchen Falle offenbar keine Vereinbarung erfolgen ;

und eg mwårde alfo doh immer beym Aten , d. B.

pey dem , wad Die swente Kammer wil , fein Ber -

bleiben behalten , Dief if im Fee der verfafungg -

mahigen Geſetzgebung der natuͤrliche Vortheil jenes

Factors derſelben , welcher das bereits Beſtehende für

ſich hat .
Eben darum ſteht nun umgekehrt auch die Regie —

rung wieder im Vortheil hinſichtlich des Conſcriptions⸗
alters . Fragt man aber , ob Alter und Maß mit

Recht in ſolche Verbindung geſetzt worden ſeyen , daß

erſteres nicht ohne Erhoͤhung des letztern um ein Jahr

vorgeruͤckt werden will , ſo ſcheint auf der einen Seite
die Bemerkung nicht ganz grundlos , daß gerade

das Alter der ſicherſte Maßſtab der Staͤrke , mithin

der Tauglichkeit zum Kriegsdienſte ſey , und alſo , wenn

man einraͤumt , daß das neunzehnte Lebensjahr in der

Regel die vollkommene Reife des Mannes noch nicht
entwickelt habe , gleichwohl aber ein reiferes Alter nicht

ſubſtituiren will , dadurch etklaͤrt werde , es ſeye nicht

um die Staͤrke , ſondern nur um die Groͤße zu thun ,

ihdem man ein Alter vočzieht , wo die Leute , went

auch nicht ſtark , doch noch im Wachſen find . Auf

der andern Seite laͤßt ſich aber doch auch nicht ver —

kennen , daß die mittlere Groͤße ( nicht jene uͤber den

Mittelſchlag ) immer noh ein untergeordnetes und ge —

woͤhnliches , wenn gleich nicht unbedingtes Merkmal

der Koͤrperſtaͤrke iſt , und alſo diejenigen , welche ſchon

im neunzehnten Jahre ein gewiſſes Minimum der Groͤße

erreicht haben , im Ganzen etwas ſtaͤrker ſeyn werden ,

oder doch zu werden verſprechen , als diejenigen , welche
es erſt im zwanzigſten erreichen . Das Militaͤr wuͤrde

alſo nach dieſer Vorausſetzung zwar die noch fuͤr un⸗

reif erklaͤrte Altersclaſſe der Neunzehnjaͤhrigen im erſten

Jahre ihrer Dienſtzeit aufs Spiel ſetzen , Hingegen ,
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wenn ſie in dieſem Jahre nicht im Krieg gebraucht

wird , dieſelbe im zweyten Dienſtjahre als zwanzig⸗

hrig mit groͤßerer Auswahl , alſo ſtaͤrker und groͤßer

beſitzen , als wenn ſie Dann ert nag demſelben Mili⸗

3
taͤrmaß ausgehoben wuͤrde .

i
Da eg nun , gur Beit wenigfteng , bey Der Un⸗

| moͤglichkeit einer andern Vereinbarung beym Alten bleiben

|
mug , fo hat die ziemlich allgemein als richtig angenom -

ef mene Behauptung , Daf es wirklich ein Vortheil geweſen

it
mwåre , die jungen Månner erf nah zurådgelegtem zwanzigz

ui
fen Lebensjahre jum KriegSdienfte zu nehmen , nur in fo

*
fern ein Intereſſe , als in Zukunft etwa wieder einmal da⸗

pon die Sprache werden folte ,
ę

* Fuͤrs erſte muß nun daran erinnert werden , daß

w
eigentlich die wenigſten jungen Leute neunzehnjaͤhrig

* | zum Militår . kommen , denn da der Eintritt im April

yon des folgenden Kalenderjahr nadh. jenem , in welchem

ht
das neunzehnte Jahr zuruͤckgelegt wurde , erfolgt , ſo

pt
iſt ein Drittheil der conſcribirten Mannſchaft bis dahin

E
ſchon wirklich uͤber 20 Jahr alt , und die uͤberwiegende

a ,
| Mehrzahl derſelben dieſem Alter naͤher , als dem neun⸗

ne |
zehnjaͤhrigen . Sodann låft fh , im Ganzen - genom :

wi
men , wohl behaupten , daß der Menſchenſchlag in un -

—* ſerm Lande , wenigſtens in der Ehene , in dieſem Al⸗

en ser alô vollkommen gereift betrachtet werden koͤnne.

T
Indeſſen moͤgen doch im Kriegsßdienſt auch manhe

tat |
Wahrnehmungen deg Gegentheilg gemadht worden fenn ,

Si
und um nicht Einzelne zu opfern , welche vielleicht

fe
dieſes Alters megen den - Strapazen : einek Feldzugs

n ;
unterliegen wuͤrden , ſollte es allerdings als eine Berz

þé beſſerung betrachtet werden , wenn der Eintritt in den

dé Kriegsdienſt wieder auf das zuruͤckgelegte zwanzigſte

— J — Lebensjahr feſtgeſetzt werden koͤnnte , wie es ſchon vor

wi dem Gefetz vom Jahr 1812 eingefuͤhrt war⸗ Der Zweck ,

My welchen man damals bey der Vorruͤckung des Conſcrip⸗
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Aa l tionsalters auf das zuruͤckgelegte neunzehnte Jahr imi I

Auge Hatie , wår , dag man eg alg einen Gewinn fir d

das buͤrgerliche Leben betrachtete , diejenigen , welche

i i |
|

nach beendigtem Militaͤrdienſt wieder in daſſelbe ein — y

HA treten , um ein Yapr jinge , und Darum in der Nes t

|
gel auch noch empfaͤnglicher und biegſamer , dem ge —

waͤhlten Lebensberuf zuruͤckgeben zu koͤnnen . Allein 4

nunmehr , nachdem die Dienſtzeit von g auf 6 Jahre

herabgeſetzt wird , kommt auf dieſe Ruoͤckſicht weniger l

mehr an ; und es pliebe gegen die ehemalige Einrich —
,

tung immer tio ein Yar gewonnen , wenn andy - diefe
è

| Dienſtzeit um ein Jahr ſpaͤter anfienge .

i Wenn nun aber dieſe Verlegung des Conſcrip⸗
| ! tionsalters auf das zwanzigſte Jahr als ein Bortheil

fuͤr den Dienſt ſelbſt und fuͤr die Dienſtpflichtigen an —

erkannt wird , ſo iſt es zu bedauern , daß in der zwey —

ten Kammer auch der letzte Vorſchlag der Regierung
l

nicht angenommen worden iſt , nach welchen diefe Bes —

ſtimmung des Conferiptiongalte: s zugeſagt wurde , wenn

das Militaͤrmaß nur um einen naͤmlich auf

52 1 Derhoͤht werden woles denn es laͤßt oa mit

Zuve ſicht annehmen , daß das Nachwachſen der jun⸗
|

gen Leute zwiſchen dem neunzehnten und zwanzigſten

Jahre die Coteurrenz der Lodſenden in demſelben Ver —

påltiig wieder vermehrt , in welchem ſie durch die kleine

Maß rhoͤhung um einen Zoll vermindert wird.

Die Richtigkeit diefer Behauptung geht aus den

von dem Herrn Praͤſtdenten des Kriegsminiſteriums

J — uͤberſeugend hervor . Als Reſul —

dat eiger im? May c822 veranſtalteten Meſſung der

fm P im April 821 zugerheilten 2000 Rekru⸗

tên haͤt ſich namlich ergeben , daß unter denſelben nur

15 Mann, waren welche innerhalb dieſes Zeitraums |

von em Jahre nicht bis zur Groͤße von 50 12 her —
|

Agap kath Nimmt man nun ein gleiches

94—
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Verhaͤltniß des Nachwachſens bey der uͤbtigen , nicht

durch das Loos zum Kriegsdienſt berufenen , aber dazu

tauglichen Mannſchaft derſelben⸗ Altersclaſſe an , welche

nach der Durchſchnittsberechnug 3200 Köpfe betragen

wird ; fo: tommen auf. : diefelbe weitere 24 , Afo auf

die geſammte Altersclaſſe 39 oder in runder Summe

4o Mann , welche ein Jahr ſpaͤter das Maaß von

51 nicht erreicht hatten . Nun fanden ſich aber

bey derſelben Nachmeſſung unter jenen Rekruͤten des

Jahrs 1821 nach ven Auszuͤgen , welche ich aus den

der Commiſſton vorgelegten Liſten gemacht habe , im

Ganzen 39 Mann , welche innerhalb des Jahrs von

ihrer Ziehung bis zum May 1822 mehr als einen

Bol , und - darunter 16 Mann , welche in dieſer Zeit

2Zoll und daruͤber gewachſen waren , und wenn man

auch hier das naͤmliche Verhaͤltniß bey den freyge —

bliebenen Conſcribirten dieſer Altersclaſſe annimmt ,

ſo muß man ſich wohl uͤberzeugen , daß von denjeni⸗

gen , welche im gegenwaͤrtigen Conſeriptionsalter unter

5 Schuh meſſen , und daher gar nicht in das Loos

kommen , ein Jahr ſpaͤter eben fo viele das von der

Regierung vorgeſchlagene Maß von 57 T “ erreichen

werden , als von den 5* meſſenden unter demſelben

bleiben , mithin die Concurrenz der Looſenden durch

dieſen Vorſchlag nicht dermindert wuͤrde . Ich bemerke

dabey noch , daß die Liſten , aus welchen dieſe Anga⸗

ben geſchoͤpft ſind , blos von den Infanterieregimen⸗

tern eingeſchickt ſind , und daher wohl alle diejenigen

enthalten , welche unter 50 1 geblieben ſind , weil den

andern Wafengattungen nur grófere Leute zugetheilt
werden , nicht aber alle diejenigen , welche innerhalb
des erſten Dienſtjahrs mehr als einen Zoll gewachſen find;

weil dieß nicht auf die Rekruten der Infanterie be⸗

ſchraͤnkt iſt .

D a — — nn* camana aa : PEI —
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592 Protokolle der Erſten Kammer .

Die 88. 15 und 17 des Entwurfs der Regie —

rung haben von der zweyten Kammer in ihren 68 —

13 und 15 einige kleine Abaͤnderungen erhalten , welche
als ganz ſachgemaͤß anzuerkennen ſeyn werden .

Der 8. 18 ( 16 der zweyten Kammer ) enthaͤlt in

der Ziffer 2 und 3 eine Beſtimmung , welche der Wif

kuͤhr in der Auslegung einigen Spielraum laͤßt . In
Staͤdten , welche einen eigenen Conſeriptionsbezirk bil⸗

den , ſollen die Mitglieder des Gemeinderaths an die

Stelle der erſten Ortsvorſteher in die Ziehungs - und

Aufrufbehoͤrde treten wenn aber Doͤrfer mit die —

ſen Staͤdten verbunden ſind , ſo ſollen die erſten Vor —

geſetzten derſelben hinzutreten . Welches ſind nun die

Staͤdte , welche einen eigenen Bezirk bilden , wenn

auch diejenigen darunter begriffen werden , mit welchen
noch einige “ Doͤrßer vereinigt find ? Die Unbeſtimmt⸗
heit dieſer Beziehung wird zwar kein großes Unheil
ſtiften , indeſſen iſt ſie doch ein Uebelſtand , welcher
auf mehr als eine Weiſe haͤtte vermieden werden koͤn⸗

nen g B . wenn man geſagt haͤtte , daß in Staͤdten ,
welche eigene Angeordnete zum Landtage ſchicken , we —

nigſtens zwey Mitglieder des Gemeinderaths oder mehr ,
wenn ſolches das Bevoͤlkerungsverhaͤltniß der Stadt

zu den damit in einen Bezirk verbundenen Doͤrfern
mit ſich bringt , zur Ziehungs⸗ und Aufrufbehoͤrde
zu nehmen ſeyen .

Die zweyte Kammer hat ferner in dileſem Şen

an die Stelle des in dem Entwurf der Regierung ohne

naͤhere Beſtimmung erwaͤhnten Civilarztes , welcher Mit —

glied der Aufrufbehoͤrde ſeyn ſollte , zwey Perſonen ,
naͤmlich den Amtsphiſtkus und Amtschirurgen eines be —

nachbarten Bezirks geſetzt , und dadurch die Gleichheit
in der Zahl der Militaͤr - und der Civilperſonen , met -

che dieſe Beboͤrde bilden ſollen , aufgehoben . Ob dieß

abſichtlich , oder aus Ueberſehen geſchehen ſey , iſt aus
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Neun und ſechzigſte Sitzung vom 341. Jan . 593

den Berhandlungen niht zu entnehmen , legteres aber

zu vermuthen , da der Herr Berichtserſtatter in der

zweyten Kammer in ſeinen Bemerkungen uͤber dieſen

§. ausdruͤcklich von einer Zuſammenſetzung der Behoͤrde

aug einer gleichen Zahl von Civil - und Militaͤrper⸗

fonen ſpricht , dennoch aber in dem unmittelbar da⸗

| rauf folgenden : VorfWlage diefe Gleichheit aufgehoben
; | wird . Da jedoch auch die Herrn Regierungscommiſ —

ſaͤre nichts dagegen zu errinnern gefunden haben , und

| die hier in der Perſonenzahl geſtoͤrte Gleichheit im 8

35 der Regierung ( 33 der zweyten Kammer ) bey der

Entſcheidung wieder hergeſtellt wird , ſo verurſacht die

au fich uͤberfluͤſſige Beygiehung eines fremden Amts⸗

chirurgen keinen Nachtheil , als einige Vermehrung der

Koſten .
Sn dem 8. 19 ( 17 ) haͤtte wohl ausgeſprochen

werden ſollen , welche Verbindtichkeit fuͤr die in vie

Conſeription fallenden Individuen aus der hier erwaͤhn⸗

ten Einladung „ in allgemeinen Ausdruͤcken “ erwachſe :

indeſſen wird dieß weiter unten bey dem ſ . 21 zur

Sprache gebracht werden .

An dem 6. 20 ( 58) ſo wie er vorliegt , iſt nichts

aus zuſtellen , wohl aber gibt er Anlaß zu der Bemer⸗

fung , daß , nachdem nun doch elnmal ſo vlele regle⸗

mentariſche Beſtimmungen in den Geſetzentwurf aufge⸗

| nommen morden fnd , und Åberhaupt Dag Berfahren

| bey dem Conſeriptionsgeſetz darin umſtaͤndlich vorge⸗

| ſchrieben wird , auch daruͤber eine Vorſchrift haͤtte gege⸗

ben werden koͤnnen , wie die Liſten in Anſehung aller

jener Individuen zu vervollſtaͤndigen ſeyen , welche nicht

aus den Geburtsregiſtern des Ortes , in deſſen Liſte ſie

gehoͤren, herausgezogen werden koͤnnen , ſondern uͤber

welche die erforderliche Notiz von auswaͤrts mitge⸗

heilt werden muß . Die Erfahrung lehrt , naͤmlich,

wie leicht ein Kriegsdienſtpflichtiger an ſeinem Aufent —
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594 Protofole der Erten Kammer .

haltsorte , oder da , wo er fon nadh dem Geſetze in

die Ziehungsliſte kommt , uͤberſehen werden kann , wenn

er nicht in den dortigen Geburtsregiſtern ſteht , —

noch mehr ein Individuum , deſſen Vater einen zeitlichen
Aufentholt auſſer Landes hat , oder zum Militaͤr ge —

hoͤrt. Der oͤffentliche Anſchlag der Liſten genuͤgt allein

nicht , um derartige Auslaſſangen zu vermeiden , da

die mitintereſſirten Conſcribirten und ihre Angehoͤrigen

ſo gut als die Behoͤrden einen Abweſenden uͤberſehen

koͤnnen ; eben ſo wenig kann das Präjudiz des Nach —

looſens die eigene Anmeldung verbuͤrgen . Daher be —

ſtand bisher ſchon die Verordnung , daß diejenigen ,

wele niht an ihrem Geburtgorie zur Confeription

tommen , dem Bezirfgamte , in defen Lifte fie gehóren ,

und im Fall eines Zweifels , wohin fie gehóren , Der

hoͤhern Behoͤrde zum Behufe der Entſcheidung hieruͤ⸗
ber , desgleichen die Soͤhne der unter Militaͤrgerichts

barkeit ſtehenden Perſonen durch das Kriegsminiſterium ,

und jene der Hofdienerſchaft von dem Oberhofmar⸗

ſchallamt den betreffenden Kriegsdirectorien zur mei -

tern Beſorgung mittelſt eines Auszugs aus den Ge —

burtsregiſtern mitgetheilt werden . Solche Anordnun —

gen ſind freylich keine weſentlichen Beſtandtheile eines

Geſetzes , und koͤnnen aus demſelben recht gut weg —

bleiben , wenn alles Aehnliche in eine beſondere In —

ſtruction verwieſen , und nicht , wie doch der Fall iſt ,

in das Geſetz aufgenommen worden waͤre, wo alsdann

einzelne rezlementariſche Nachtraͤge die Ueberſicht und

Behandlung des Geſchaͤfts erſchweren .

Haͤtte man uͤbrigens bey uns die fuͤr die Volks —

zaͤhlung und manche andere Zwecke ſo nuͤtzliche Ein⸗

richtung von ſ. g. Familienboͤgen , ſo wuͤrde auch die —

ſes Geſchaͤft Dadurch erleichtert und vereinfacht werz

ven ,
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Neun und ſechzigſte Sitzung vom 314. Jan . 595

Der 8. 21 der Regierung hat von der zweyten

Kammer im dritten Abſatz ihres 6. 19 eine weſentliche

— Verbeſſerung erhalten , indem darin nunmehr allgemei⸗

n ner ind einfacher ausgeſprochen iſt , daß jeder Auf -

rufpflichtige , welcher durch ſeine Schuld in den Liſten
n uͤbergangen wird , als Ungehorſamer zu behandeln

a ſeye ; allein es waͤre doch noch — entweder hier oder

n ohen bey dem Ş. 19 ( 17 ) — die beftimmte Ertlárung

n beyzufügen geweſen , daş ein jedes , vermoͤge ſeines

j Allers in die Confeription fallendes Individuum ,

e welches fih auf die im § 19 ( 17 ) —erwáhnte algez

' meine Borladung niğt felo meldet , als fhuldig prå :

n fumirt merde . Fegt ift diefe Abſicht des Geſetzes nur

t aug §. 62 . 1) ( $ . 69 . 2 ) inder Faffung der zwepten

* Kammer ) zu entnehmen , jedoch nicht ſo deutlich aus⸗

iz geſprochen , daß nicht noch Zweifel daruͤber entſtehen
pi koͤnnten .

t Die in dem 5: Mbfag angeordnete gemifHte Mi -

* niſterialeommiſſton fuͤr Faͤlle , wo ein Superarbitrium
i⸗ aber die Tauglichkeit noͤthig wird , vermehrt zwar die

e⸗ Weitlaͤufigkeit der Formen , kann jedoch gegen die

— Beſorgniß einer einſeitigen Entſcheidung der Militaͤr⸗

$ behoͤrde ſicher ſtellen . Uebrigens muß hierbey auf die

g⸗ Verhaͤndlungen der zweyten Kammer verwieſen wer —

ws den .

t, Der 6. Abſatz dieſes 8. enthaͤlt nunmher nach

* der in der zweyten Kammer beſchloſſenen Faſſang , wel⸗

d he fh die Herrn Regierungscommiſſaͤre gefalen tie -

fen , gewif Aled , wag fich nur immer bon der Nach⸗
ô- gièbigfeit Der Regierung erwarten lief . Fh beziehe

J mich auf das , was oben bereits uͤber den nun hin⸗

e⸗ wegbleibenden §. 12 gefagt worden ift .

r⸗ Bey dem 8. 22 ( 20 ) iſt nichts zu erinnern ge -

funden worden ; auch
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596 Protofolle der Erfen Kammer .

Bey dem 6. 23 ( 21 ) nichts , alg dafi nach den

in der zweyten Kammer beſchloſſenen Beyſaͤtzen nun

eine dreyfache Liſte gefertigt werden muß , naͤmlich

eine Vorbereitungsliſte 2) eine Ziehungsliſte ohne Ab —

zug der augenſcheinlich Untauglichen im Sinne des nach —

folgenden Hen , 3) eine purificirte Ziehungsliſte mit Hin -

weglaſſung dieſer Untauglichen . Die zweyte Liſte haͤtte

wohl erſpart werden koͤnnen , da der ſummariſche Aus —⸗

zug fuͤr das Miniſterium des Innern aus der Vor —⸗

bereitungsliſte gefertigt , die Vormerkung der vom Looſe

befreyten Untauglichen aber in der naͤmlichen Liſte ,

welche beym Looſen gebraucht wird , ohne Unbequem⸗

lichkeit geſchehen koͤnnte .

Der 8. 24 der Regierung iſt nunmehr nach den

Beſchluͤſſen der zweyten Kammer in ihrem 6. 22 an

und fuͤr ſich deutlich und zweckmaͤßig gefaßt . Zwar

laͤßt es ſich nicht verkennen , daß die Aufzaͤhlung der Ge -

brechen welche augenſcheinlich zum Kriegsdienſte unfaͤhig
machen , durch Detail wohl noch weiter haͤtte ausgedehnt

werden koͤnnen ; es kommt aber ſo viel nicht darauf an ,

da der Zweck der Ausſcheidung vor der Viſttation blos in

Vereinfachung und Erleichterung des Geſchaͤfts beſteht ,

welcher man auch niht den geringſten Zweifel uͤber die

Moͤglichkeit einer Willkuͤhr in der Anwendung zum Opfer

bringen muß .

Der S. 25 der Regierung ( G. 23 Der zweyten

Kammer ) fellt den Grundſatz der Befreyungen von

der Kriegsdienſtpflicht , einen der wichtigſten und ſchwie —

rigſten im ganzen Geſetze auf . Er iſt in der zweyten

Kammer ſehr ausfuͤhrlich — von einigen mit Waͤrme ,

von andern mit vielem Scharfſinne , und , wenn man

die Aeuſſerungen der verſchiedenen Meinungen nicht

vereinzelt , ſondern in dem dadurch bewirkten Umtauſch
der Ideen die Verhandlung als ein Ganzes betrach
tet — auch ſehr vielſeitig eroͤrtert worden . Um auch

in gegenwaͤrtiger Berichtserſtattung nicht zu leicht uͤber
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die fuͤr den Charakter des ganzen Geſetzes entſchei⸗

dende Frage : ob Befreyungen uͤberhaupt zulaͤſſig ſeyen ?

hinauszugehen , und doch durch Weitlaͤuftigkeit die

Ueberſicht der ſchon genug gedehnten Eroͤrterungen nicht

P noh mehr zit erſchweren , waͤhle ich die zwar minder

$ gefållige , aber zur Pruͤfung dienlichere Form einer

moͤglichſt abgekuͤrzten Angabe der Grundideen , auf

z welchen die Rechtfertigung von Befreyungen beruht .

g Die Conſeription iſt anerkannt als die druͤckendſte

ſe und haͤrteſte Forderung , welche der Staat an die

J Perſonen ſeiner Angehoͤrigen macht , und zwar in dop⸗

J helter Bedlehung , ſowohl hinſichtlich der Individuen ,

welche er derſelben unterwirft , weil er von ihnen for

n Dert , ibr eben får dad Ganze jU wagen , und diefer

* Beſftimmung das Opfer des ſelbſtgewaͤhlten Lebensbe⸗

B rufs zu bringen , — als auch hinſichtlich der Angehoͤ —

* rigen derſelben , denn die Kriegsdienſtpflicht reißt ſie

18 aus dem Schoße ihrer Familien , deren Erhaltung oft ganz

nt auf ihnen beruht , und trennt auf dieſe Weiſe oft

das erte Band der Natur und der buͤrgerlichen Ge —

ſellſchaft .
tz Darum iſt eg dié Aufgabe der Geſetzgebung , in

pe dieſe Laſt moͤglichſte Gleichheit zu bringen . Dieſe aber

e wird , mie bereits on einem Redner in ter zweyten Kam⸗

mer richtig bemerkt wurde , eben ſo ſehr durch gleiche

en Vehandlung ungleicher Verhaͤltniſſe , als durch ungleiche

pi% Behandlung gleicher , verletzt .
e nerreichbdr bleibt jedoch Diefég bep ber

p ins Unendliche gehenden Verſchiedenheit der individu —

if ellen Verhaͤltniſſe in einem Geſetz , weil dieſes nur

oy allgemeine Regeln får die Beurtheilung der einzelnen

ht Faͤlle aufſtellen kann .

fh Es fann aber fein Grund fen , Vag Gebot der

$ Gleichheit gang unbeachtet zu lafen , weit e8 niht in

> menſchlicher Macht ſteht , ihm vollkommen Genuͤge zu

u a ⏑ 0 ——rai E AET ER NS
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598 Protokolie der Erfin Rammer :

leiſten ; nur muß das , was fuͤr dieſen Zweck geſchieht ,
eine ganz allgemeine Beſtimmung ſeyn , wodurch die

groͤßten, aͤuſerlich erkennbaren Ungleichheiten gehoben
und durch deren Anwendung nicht neue Unterſchiede

geſchaffen werden , welche ungleicher , als das Unbedingte

wirken .
Darum darf es auch keine Beſtimmung ſeyn ,

welche , wie das bisherige Geſetz , dem arbitraͤren Er —

meſſen Spielraum laͤßt, weil dieſes ſchon in materiel —

ler Hinſicht nothwendig zu ungleichen Anwendungen
fuͤhren muß , in formeller Hinſicht aber an und fuͤr

ſich ſelbſt , da , wo es ſich von den hoͤchſten Intereſſen
der Staatsangehoͤrigen handelt , die groͤßte aller Un —

gleichheiten iſt .
Betrachtet man nun nah Öiefen Grundfaͤtzen zu —

erſt die Wirkung der Confeription auf die Perſonen
der Dienſtpflichtigen ſelbſt , ſo kann man bey dieſer keine

Ungleichheit finden ; welche durch eine geſetzliche Be —

ſtimmung zu heben oder zu mildern waͤre, denn das

Leben eines jeden Staatsangehoͤrigen muß gleich hoch

angeſchlagen werden , und auch das Opfer ſeiner Frey —
heit iſt aͤuſſerlich gleich . Den Grad der innern mora —

liſchen Beſchraͤnkung derſelben , ſowie des zufaͤlligen
Einfluſſes auf die aus der eigenen Entſchließung eines

Jeden hervorgegangene Berufswahl , koͤnnen die Ge —

ſetze des Staats nicht taxiren . Darum wurde auch
von jeher der Grundſatz anerkannt , daß keine Befrey —

ungen wegen der Perſon der Conſeriptionspflichtigen
zulaͤſſig ſeyen .

Es bleiben daher nur die Folgen der Confeription
fuͤr die zuruͤckbleibenden Angehörigen Der unter die

Fahnen berufenen Dienſtpflichtigen als Gegenſtand der

Beruͤckſichtigung uͤbrig , uund hier zeigt ſich allerdings

die auffallendſte Ungleichheit . Sie vollſtaͤndig zu beſei —

tigen if , wie vorhin bemerkt wurde , unmoͤglichz aber
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Neun und ſechzigſte Sitzung vom 31 . Jan . 599

es iſt dennoch eine allgemeine Beſtimmung moͤglich ,

welche die Familien wenigſtens vor der Gefahr ſichert ,

durch die Conſeription ihre einzige Stuͤtze zu verlieren ,

und dieſe Buͤrgſchaft allen auf gleiche Weiſe gewaͤhrt,

mithin bis auf dieſen Punct Gleichheit herſtellt , und

da , wo ſie nicht hinreicht , nur dem Gottesurtheil des

Looſes die Hervorbringung ungleicher Wirkung der

Eonſcription auf die einzelnen Familien uͤbrig laſſen

muß . Die Erhaltung der Familien iſt aber eine der

erſten Pflichten peg Staats , ein Zweck deſſelben , mels

cher keinem Mittel zu Zwecken geepfert werden darf .

Eg find viele Berfuhe und Vorſchlaͤge gemacht

worden , dieſe Aufgabe zu loͤſen, bey welchen ich mich

hier nicht aufhalten will . Das Reſultat war , daß man

nur eine Beftimmung fand , welche aug dem angege -

benen Gefihtópuncte haltbar ift ; fie befteht Darin , daf

man jeder Familie einen Gohu von Der Conſcription

frey laͤßt, hingegen auf alle Verſuche , gefeglich zu bez

ſtimmen , welcher von meprern Sóhnen frey bleiben fol ,

verzichtet , und der Reihe nah auf jeden greift , fo

lange noch einer úbrig iſt.
Alle Einwendungen , welche gegen dieſen Grund⸗

ſatz erhoben wurden , laufen im Grunde auf eine cas

ſuiſtiſche Aufzaͤhlung von moͤglichen Ungleichheiten hin⸗

aus , welche derſelbe nicht ſelbſt in den einzelnen Jami -

lien erzeugt — Denn er råumt einer jeden daſſelbe ein

— fondern welche er nur nicht heben fann , und dem

Erfolg deg Loofed ju erzeugen uͤberlaſſen muß , welche

ihm folglich nicht entgegengehalten werden koͤnnen ;

uͤberhaupt aber fuͤhrt diefe Art einen Grundſatz zu be⸗

ſtreiten und zu vertheidigen , am Ende nur auf einen

Wettkampf in der Erfindung von Beyſpielen , — und es

wird nichts dadurch gewonnen .

Die einzige gewichtige Bedenklichkeit gegen den

Grundſatz der Befreyungen aus Ruͤckſichten fuͤr die

— a 7 DITTe,
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Familien ( welche aber nicht benutzt wurde ) duͤrfte eher

noch Die fepn , daf ; indem dadurh fuͤr die Familien

geforgt wird , unter den Hauptbetheiligten , naͤmlich
den Kriegsdienſtpflichtigen ſelbſt , von melchen . vorhin ge -

ſagt wurde , daß fuͤr ihre Perſon das vom Loos ab —

haͤngige Opfer das naͤmliche ſeye , eine Ungleichheit ge —

ſtiftet wird , indem man einige von ihnen ihrer Angehoͤ—
rigen wegen befreyt . Hierauf laͤßt ſich nichts ſagen ,
als daß wenn ſie der Vertheidigung des Staats Leben

und Freyheit zum Opfer zu bringen verpflichtet ſind ,

ſie wohl auch dem Staatszweck , Familien vor dem

Untergange zu retten , eine kleine Differenz in der Pro⸗

babilitaͤtsrechnung des Looſes opfern , und ihren Alters —

genoſſen , welche zu Hauſe gelaſſen werden , die mehr

Sicherheit und Gemaͤchlichkelt , aber weniger Ehre brine

gende Beſtimmung zur Familienunterſtuͤtzung goͤnnen

moͤgen.
Es bleiben mir nun noch einige Worte uͤber die

Ausfuͤhrung dieſes Befreyungsſyſtems im Q. 25 ( 23
uͤbrig.

Die zweyte Kammer hat die Allgemeinheit des

Grundſatzes , daß jeder Familiſe ein Sohn frey blei —

ben ſolle , verworfen , und dagegen beſtimmt , daß nur

den Eltern dieſe Verguͤnſtigung zukommen ſolle .

Gleichwohl dürfte jene Algemeinheit auf der richtigen

Idee beruhen , das erſte Band der Natur , welches ,

eine Familie nicht ausſchließend , wenn gleich meiſten —

theils durch Vater und Mutter zuſammenhaͤlt , durch

Forderungen des Staats nicht zu zerreißen . Die zweyte

Kammer hat auch dieſer Idee dadurch gehuldigt , daß

ſie den Satz 7 des Regierungsentwurfes , welcher die

Wohlthat der Befreyung den elternloſen , eine gemein —

ſchaftliche Haus haltung fortfuͤhrenden Familien einraͤumt ,

ſtehen ließ ; — warum hat ſie nicht den Grundſatz ſelbſt

anerkannt , auf welchem ſich gleichwohl dieſe Ruͤckſicht
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gruͤndet ? Der practiſche Unterſchied , welcher aus der

Abaͤnderung der zwehten Kammer in dieſem Punet her —

vorgegangen iſt , bezieht ſich nur auf Familien , in wel⸗
chen Großeltern mit ihren Enkeln von verſtorbenen
Kindern leben . Dieſen iſt die Wohlthat des Geſetzes

durch die Faſſung der zweyten Kammer entzogen . Nicht
als Großeltern ſollten ſie darauf Anſpruch haben , und

darum mag auch der Entwurf der Regierung ihnen die —

felbe zu unbedingt zugeſprochen haben ; aber unter

denſelben Bedingungen , wie elternloſen , eine gemeln⸗

ſchaftliche Haushaltung fuͤhrenden Geſchwiſterne , haͤtte

ſie auch ihnen eingeraͤumt werden ſollen , naͤmlich wenn

ſie keine Soͤhne mehr am Leben haben , und mit En —

keln eine gemeinſchaftliche Haushaltung fuͤhren.
Die zweyte Kammer hat ferner durch Hinweglaſ⸗

ſung des Satzes 5 der Reglerung , nach welchem Bruͤder

unter 14 Jahren bey der Freylaſſung eines Sohnes

nicht in Rechnung gebracht werden ſollen , den zur

Vermeidung aller Willkuͤhr allein hallbaren Grundſatz ,

daß kein Sohn , an welchen die Reihe kommt , als der

freyzulaſſende betrachtet werden kann , ſo lange noch
'

ingere úbrig ſind , wieder in ſeine nothwendige Ull

Femeinheit hergeſtellt , und dieß muß daher als cine

wirkliche Verbeſſerung betrachtet werden , wenn gleich
in einzelnen Faͤlen der Zweck , der Familie eine Stuͤtze

uͤbrig zu laſſen , durch Verweiſung auf ein noch vor⸗

handenes Kind im Zeitpuncte der Ziehung ſeines er⸗

wachſenen Bruders eben nicht erreicht wird . Wollte

nan aber darauf Ruͤckſicht nehmen , ſo wuͤrde bas ver -

gebliche Streben , vollkommene Gleichheit in die Wir —

kungen des Geſetzes zu bringen , gerade zum Gegen⸗

theil führen , menn nåmlih Day Loos fpåter Die þer -

angewachſenen juͤngern Soͤhne , welche bey der Befrey⸗
ung eines aͤltern nicht in Aufrechnung kommen , eben⸗

falls verſchont . Uebrigens kann man auch in der Rege
Protokolle der Erſten Kammer . Ar Bd⸗ 39
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annehmen , Dag Eltern , welche noh fo junge Kindy

haben , ſelbſt noh im Stande find , fich zu helfen .

Duͤrch die veraͤnderte Faſſung dieſes Şen hat end -

lih die zweyte Kammer die Vereinfachung und Be —

ſiſmtheit deſſelben weſentlich befoͤrdert .

Daß die im 9. 26 der Regierung ausgeſprochene

Gleichſtellung geſetzmaͤßig adoptirter mit leiblichen Soͤh—

nen in dem . 24 der zweyten Kammer durch Mehrheit

einer einzigen Stimme verworfen worden iſt , hat die

Commiſſion bedauert , Da die Annahme an Kindesftatt |

nah Dem gegenwaͤrtig beſtehenden Landrechte an ſo

“hiele Bedingungen geknuͤpft iſt , daß , wo ſie Statt gé -

funden hat , gewiß auch aͤhmiche Ruͤckſichten , wie beh

leiblichen Kindern , eintreten .

Mit Recht ſind uͤbrigens , ungeachtet der erhobe⸗

nen Einwendungen , uneheliche Kinder von der Befrey⸗

ung ausſsgenommen worden , da ohne Ehe keine ord⸗

nunggmåßige, auf Beruͤckſichtigung der Geſetze Anſpruch

habende Familie gegrůndet wird , und , weil tine Mehr-

zabt unepeliher Söhne doch immer felten ift , ſonſt
`

diefe . in der Regel ganz entbehrliche , Menſchen faſt

allgemein frey bleiben wuͤrden .
“ Bey den G. 27 und 28 iğ nah der Fafung Der

zweyten Kammer ( in ipren S . 25 und . 26) nidhtó zu

erinnern .
;

Much bey dem 6 . 29 ( 27) nits , alg Dag eg im

zweyten Abſatz , ſtatt der Worte : „ ohne untauglich zu

feyn , oDer opne u. f . , heißen muß : „ und ohne

Weale De
|

i
Die gS. 30 , 3r , 32 nd 33 , ( 85. 28 biS 31

geben ebenfalls keinen Stof zu Erinnerungen . Der

in bem erffern diefer $S. von der zweyten Kammer |

auggewåhlt werten folen , welche entſcheidende Stimme
beſchloſſene Beyſatz , daß unter den Urkundéperſonen 4
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in Betreff der Befreyung haben , erſcheint ganz zweck⸗

maͤßig.

Der §. 34 der Regierung hat von der zweyten
Rammer in ihrem §. 32 eine Abånderung erlitten ,

welhe niht als Verbeſſerung erkannt werden kann ,
uͤbrigens aber nicht ſehr bedeutend iſt . Es iſt naͤmlich
ohne Ruͤckſicht auf die nicht ungegruͤndeten Bemer :

kungen des Redners der Regierung , feſtgeſetzt worden ,
daß die Aushebung der Rekruten nothwendig immer im

Hauptorte des Bezirks geſchehen muͤſſe, ſtatt daß im

Entwurfe der Regierung auch die Alternative eines
andern ſchicklichen Sammelplatzes —gelaſſen war , Es iſt
doch wirklich der vollztehenden Gewalt hier etwas zu

viel vorgeſchrieben ; denn wenn auch in der Regel der
Hauptort des Bezirkes der angemeſſenſte Ort iſt , ſo
koͤnnen doch manche beſondere Umſtaͤnde Auſsnahmen
begruͤnden.

In dem §. 35 ( 33) , welder - boñ der Viſitation
handelt , ſind von der zweyten Kammer die Worte des

2 . Abſatzes , welche auf eine maßgebende Inſtruction
berweiſen , aus demſelben Grunde aus zgelaſſen worden ,
welcher ſchon oben bey dem 6. 12 bemerkt worden iſt ;
da man ſich naͤmlich daruͤber , ob die Gebrechen , welche

zum Kriegsdienſte untauglich machen , einen Beſtandtheil
des Geſetzes bilden ſollen , nicht vereinigen koͤnnte , ſo
blieb nichts uͤbrig , als alle Stellen des Geſetzentwufes
zu ſtreichen , wo von dem Verzeichniſſe dieſer Gebrechen
als einer bloßen Inſtruetion geſprochen wird . Gewon—⸗
nen iſt uͤbrigens dadurch nichts fuͤr die entgegengeſetzte
Anſicht . Von der gemiſchten Commiſſion , welche auch
im Abſatz 5 fuͤr das Guperarbitrium úber Untauglich⸗
keit aufgeſtellt werden ſoll , iſt ſchon oben

broig, $<
2T

Die Rede gèlvefen .
Der 6 . Abſatz in Betreff der nicht in Ne. Tio

39 *
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fallenden Gebrechen iſt durch die Bearbeitung in der
|

zweyten Kammer offenbar verbeſſert worden .

Eben dieß gilt von den 85. 360 und 37 ( 34 und

35 ) .
;

|

Der G. gg der Regierung , wether einige Aus -

« nahmen von der perſoͤnlichen Leiſtung des Kriegsdienſtes

enthaͤlt , iſt von der zweyten Kammer ganz geſtrichen

worden : Dieſe Ausnahmen erfordern eine naͤhere Pruͤ⸗

fung ; es ſind folgende :
sda

wi ca) gir ote Wiedertaͤufer und die Bruͤdergemeinde

zu Koͤnigsfelden . Ganz richtig wurde von dem Herrn

Berichtserſtatter in der zweyten Kammer bemerkt , daß

die Sellung eines andern Mannes fuͤr jeden vom

Loog getroffenen Angehoͤrigen dieſer Secten durch die

Gemeinden Privatſache / ein Gegenſtand innerer Ver —

einbarung ſeye , und nicht in das Geſetz gehoͤre.

2) Fuͤr die Arbeiter bey der Gewehrfabrik zu St .

Blaſien . Dieſe vortreffliche , unſerm Land zur Ehre

gereichende , Anſtalt ſteht in ſo enger Verbindung mit |

den Kriegsbeduͤrfniſſen , daß die darin nothwendigen Ar⸗

beiter als im Kriessdienſte ſtehend betrachtet werden |
koͤnnten . In allen Militaͤrſtaaten ſind die Arbeiter in

Gewehrfabriken von dem Kriegsdienſte in der Linie frey -
|

und daß bey uns ein Privatmann mit mancher Auf⸗

opferung / welche jedoch hier nicht naͤher eroͤrtert werden

koun ,auf ſein Riſieo Naͤmliche ieiſtet , was ander⸗

waͤrts der Staat Mmittelbar unternehmen muß , fann |

pier Feinen Unterſchled begruͤnden . Da es indeſſen
mehr auf die Sache , atg auf die Form ankommt , ſo

kbintendieſe letztere min dem Grundſatz , feine andere

Befreyung ale feie der Familienſoͤhne zuzulaſſen , auch

deoburch in Einklang geſetzt werden , daß nur das

Kriegsminiſterium jedem vom Loos getroffenen Fabrik⸗

Abaiter die unbedingte Beurlaubung , oderNichteinthei⸗

wi

if
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lung in ein Corp , fo lange er bey dieſer Beſchaͤftigung

bleibt , zuſicherte .
3) Zür die Haner in den Bergwerken . So ſehr

es auch zu wuͤnſchen iſt , daß dem fuͤr den Staat ſo

wichtigen Bergbau keine abgerichtete Leute durch die

Conſeription entzogen werden , fo if dodh eine grey -

laſſung derſelben hier aus dem Grunde ſchwerer mit

den Grundſatz gleicher Theilnahme au der Kriegsdienſt⸗

pflicht zu vereinigen , als bey den Arbeitern einer Ge⸗

wehrfabrik , weil ihre Beſchaͤftigung nicht , wie bey die —

ſen letztern , ſelbſt als ein Kriegsdienſt betrachtet werden

kann . Auch iſt nicht zu verkennen , daß in fruͤhern

Zeiten mit der den Bergleuten eingeraͤumten Befreyung

bisweilen Mißbrauch getrieben worden ift . Da , der

Ruf zum Kriegsdienſte uͤberdieß nur die gemeinen Ar —

beiter , nicht aber ſolche beym Bergbau angeſtellte Maͤn —

ner , welche einen hoͤhern Grad von Kunfifertigfeit be -

figen , treffen . fann ſo mag fuͤr das Staatsintereſſe auf

dem Wege der Beurlaubung hinreichend geſorgt werden .

4) Fuͤr die Faſchinenleger bey dem Rheinbau .

Da die Kunſt des Faſchinenlegens in kurzer Zeit erlernt

werden kann , ſo iſt an der Aufhebung dieſer Befreyung

ſehr wohl geſchehen .

5 ) Fuͤr die Anſiedler in Conſtanz . Ganz richtig

it von dem Herrn Berihtserftatter in der zweyten

Kammer bemerkt worden , daß das dieſen Anſiedlern

gegebene Privilegium fúr die Zukunft , als mit dem

Geiſt unſerer Verfaſſung nicht mehr vereinbar , aufhoͤ⸗

ren , hingegen fuͤr diejenigen , welche ſich im Vertrauen

auf daſſelbe bereits in Conſtanz niedergelaſſen haben ,

aufrecht erhalten werden muͤſſe , welches letztere jedoch

núr in das tranſitoriſche Geſetz gehoͤre.

Die Vefſeyung der Theologen , welche ein Mit⸗

glied unſerer Commiſſion als “eigene Motion in Anure —

gung gebracht hat , wird Gegenſtand einer beſondern ,

— EOT— a A
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Derfelben dag Wort fprehenden Berichtserſtattung wer⸗

den , indem es bey der gegenwaͤrtigen Lage der Land -

iagsgeſchaͤfte und dem nahe bevorſtehenden Schluß

derſelben nicht raͤthlich ſcheint, dieſen Vorſchlag , ſtatt

ihn , nach dem fuͤr Motionen vorgeſchriebenen Geſchaͤfts⸗

gange in separato zu behandeln , als Zuſatz in den yor -

liegenden Geſetzentwurf aufzunehmen , und den letztern

durch die alsdann nothwendigen Formen weiterer Ber -

handlungen mit der zweyten Kammer der Gefahr der

Nichterledigung auszuſetzen .
Die SS. 39 , 40 , 41 und 42 der Regierung mit

|

den pon der zweyten Kammer in ihren eorreſpondiren⸗
den GS. 36 —39 vorgenommenen Mbånderungenu der

Faſſung , werden als vollkommen zweckmaͤßig annerkannt ,
und nur noch bemerft , vag får die im §. 41 . ( 38) aus -

geſprochene Guͤltigkeit der bey dem ordentlichen Aufruß

gezogenen Loosnummer fuͤr die ganze Dauer der Aufruf —⸗

pflicht hauptſaͤchlich auch der Grund ſpricht , daß es ein
weſentlicher Vortheil iſt , die Conſcribirten ſo wenig wie

moͤglich durch Ungewißheit hinſichtlich der Kriegsdienſt⸗

pflicht in Verfolgung ihrer Lebensplane aufzuhalten ,

welche Ungewißheit durch Beybehaltung der einmal

durch das Loos beſtimmten Ordnung der Nummern ſehr

verringert wird .

In dem F. 43 ( nun 6. 40 ) iſt von der zweyten

Kammer mit Recht der erſte Abſatz geſtrichen worden ,

welcher die bisherige geſetzliche Verfuͤgung , daß kein

Staatsbuͤrger ohne Dispenſation vor zuruͤckgelegtem
25 . Lebensjahre heirathen duͤrfe, beſtaͤtigt , weil dieß

nicht in das Conſcriptionsgeſetz gehoͤrt .

Dagegen koͤnnen wir uns damit nicht vereinigen ,

daß die Kriegsdienſtpflicht kein Hinderniß mehr fuͤr das

Heirathen ſeyn ſoil . Das alzzufruͤhe Heirathen junger

Leute , welches beſonders auf dem Lande ſehr haͤufig iſt ,

und durch die bisherigen Geſetze kaum etwas zuruͤckge⸗

—

i
a

a:
A
aa

aa

aaa
a

E

O

ET



— —
— —

——
Di o TO * —— e

Neun und ſechzigſte Sitzung vom 34 . Jan . 607

wer⸗ halten werden konnte , ſollte uͤberhaupt nicht zu ſehr

and⸗ erleichtert , vielmehr jedes Verhaͤltniß benutzt werden ,

chluß welches einen geſetzlichen Grund zur Beſchraͤnkung

ſtatt darbietet . Gegen den Grundſatz , daf niemand vor \

aͤfts⸗ zuruͤckgelegtem 25 . Jahr heirathen duͤrfe , laͤßt ſich ein⸗

vor⸗ wenden , daß er zu allgemein lautet , um nicht der

ztern Willkuͤhr in den oft unvermeidlichen Dispenſationen zu

Rer - piel Spielraum iu lafen , und yon manchen Behörə

der den iſt wohl richtig , was der Herr Berichtserſtatter in

der zweyten Kammer bemerkt hat , daß man ohne lange

mit Prüfung gegen Erlegung , der Tapen jedem Anfuhenden

iren - die Erlanbnig ertheilte , wenn dieg gleih nur aug Mif -

der griff in der Anwendung , nicht der Grundſatz ſelbſt war .

mng , Allein dag Verbot der Heirathen måhrend der Dauer

aus⸗ der Kriegsdienſtpflicht hat ſchon einen beſtimmter in die

ufruf Mugen fallenden Zmed , und fegt der Leichtigkeit des

fruf⸗ Dispenſirens ſchon engere Graͤnzen , und wenn es gleich

s ein ein Uebelſtand iſt , zu viele geſetzliche Beſtimmungen zu

y wie haben , von welchen zu dispenſiren einer Behoͤrde in

ienſt⸗ die Mad gegeben werden muf , fo fann mau doh ftatt

ften , deſſen nicht überall einen todten Buchſtaben hinſetzen .

nmal Das au menig Regieren tft etn Uebelſtand , wie das

i febr zu viel Regieren .

Hiezu kommt aber der beſondere Grund , daß , wenn

eyten kein Berbot beſteht , mancher Kriegsdienſtpflichtige aus

den , Leichtſinn heirathen wuͤrde , deſſen nachherige Einbe⸗

kein rufung ſeine Familie in die groͤßte Verlegenheit ſetzen

gtem wuͤrde , und doch koͤnnte er , ohne die Rehte Mnderer

dieß zu verletzen , alsdann nicht frey gelaſſen werden ; —

ſolchen Folgen des Leichtſinns muß man aber durch die

igen , Gefetze , ſo weit es moͤglich iſt , vorzubeugen ſuchen , und

p dag fidh niht damit begnuͤgen , daf fie ſelbſtyg ſchuldet
unger ſeyen .

z

9 ift , Yus : tiefen Gründen fann die Coinmifion nur in

ückge⸗ der Vorausſetzung auf Beytritt zu dem Beſchluß der

—— oa a aA
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zweyten Kammer antragen , wenn dadurch — und mir

dadurch — die Zuſtandbringung deg Geſetzes auf dem

gegenwaͤrtigen Landtage — wird ,

Bey Den ŞS. 44 und 45 ( 4r und 42 der ziwey -
ten Kammer ) it an und i fich nichts zu erinnern .

Indeſſen iſt hier der ſchickliche Ort , noch eine allgemeine
Bemerkung uͤber die Beſchraͤnkungen der Freyheit bey —
zufuͤgen , welche durch die noch nicht eintretende , aber

bevorſtehende Kriegsdienſtpflicht noͤthig gemacht werden .

Was diejenigen betrifft , welche das Conſcriptionsalter
bereits erreicht haben , fo ift in den §§. 43 , 44 und

45 das Noͤthige verordnet , qber nach der biëher noh

nicht aufgehobenen , wiewohl auch nicht durchgaͤngig beo —

bachteten Verordnung vom 2 . Auguſt 1813 , Reg. Bl . Nro .

23 , waren auch die jungen Leute , welche dieſes Alter

noch nicht erreicht haben , bey der Entfernung von

Hauſe an mehrere , zum Theil laͤſtige Vorſchriften ge —
bunden . In Friedenszeiten ſind dieſelben wohl uͤber —

fluͤſſig , aber in Kriegszeiten , wie jene —dieſe Verordnung erzeugt hatten , koͤnnen einige derſel —
ben noͤthig werden . Daher waͤre es nulcht unzweckmaͤßig
geweſen , wenn die im letzten Abſatze des J. 44 vorbe⸗

haltene Suspendirung der Reiſe - und Wanderbefugniß
auch auf diejenigen ausgedehnt worden waͤre , welche
in das Conſcriptionsalter noch nicht eingetreten find ,

Im §. 46, Cnun 6. 43 ) war feſtgeſetzt , daß die

durch aufferordentliche Aushebung aufgebotenen Leute

wieder entlaſſen werden ſollen , ſobald das Armeecorps
wieder auf den Friedensfuß geſetzt und in die Friedens —

— eingeruͤckt ſeyn werde . Dieſe letztere

Bedingung hat die zweyte Kammer geſtrichen , d. h.

die Enung ſoll erfolgen , ſobald das Armeecorps auf
den Friedensfuß geſetzt iſt , wenn es auch noch nicht in

die Standquartiere eingeruͤckt iſt . Nach den Bemerkun —

gen , welche hieruͤber in der Sitzung der zweyten Kam⸗
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nur mer vom 29 . November v. J . gemacht wurden , und auf

em welche ich der Kürze wegen verweifen darf , Éónnte diefe

Abaͤnderung in manchen Faͤllen die Setzung auf den Friez

ey⸗ densfuß nothwendig verzoͤgern , und dadurch grofe Un -

rn . koſten verurſachen .
ine Sn dem Ç. 47 ( 44 ) if von der zweyten Kammer

ey⸗ aus Gruͤnden , welchen die Commiſſion ihre Beyſtimmung

ber nicht verſagen kann , der letzte Abſatz geſtrichen worden ,

en . wodurch Auslaͤndern , welche im Kriegsheere ihre

ter Dienſtzeit treu ausgehalten haben , der Anſpruch auf

ind das Buͤrgerrecht in dem Garniſonsorte zugeſichert wer⸗

och den ſollte .

eo⸗ Auch die Streichung des vorletzten Abſatzes , in

ro , welchem uͤberhaupt geſagt wird , daß Auslaͤnder von der

ter Aufnahme in das Kriegsheer nicht ausgeſchloſſen ſeyen ,

on rechtfertigt fich damit , daf er niht in dem Conſcrip⸗

ge - tionggefeg nothwendig ift , um dem Regenten dağ Recht
er⸗ der Aufnahme von Auslaͤndern in das Armeecorps zu

che verſichern .

el - Uebrigens muf icd) hier bemerfen , dag von diefem

fig Q. an , bey Abfafung des gegenwaͤrtigen Commiſſionsbe —

bes richts die Verhandlungen der zweyten Kammer noch nicht

niß im Drud befannt gemacht worden find , und folglich die

þe aus denſelben zu ſchoͤpfenden Aufklaͤrungen abgehen .

Sn dem 8. 48 ( 45 ) kann die Commiſſion die von

die der zweyten Kammer beſchloſſene Beſchraͤnkung des Ber -

ute bots eines Handgelds auf dasjenige , was vom Staat

ps gegeben werden koͤnnte, nicht billigen , denn auch die Ge —

18- meinden follen feine geben . Die Gründe diefes Ber -

re bots ſind dieſelben fuͤr ein Handgeld , welches die Ge⸗

b. meinden geben , wie får eines , mwelheg vom Staat , d . b.

uf pon der Regierung verwilligt wird , und fo weft wird die

in Múndigfeitstheorie doch nicht ausgedehnt werden koͤnnen ,

n = dag die Gemeinden Hicrin weniger , atg dic Regierung

n⸗ ſelbſt , beſchraͤnkt werden . Die ſehr zweckmaͤßige, gegen⸗

— — — E RS
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waͤrtig beſtehende Verordnung , daß die Gemeinden den

aug - ihrer : Mitre gezogenen Rekruten nicht mehr als

5efl . 30 kr . fuͤr Anſchaffung kleiner Beduͤrfniſſe auf die

Hand geben duͤrfen , verdient beybehalten zu werden , da

groͤßere Verwilligungen zu allerley Mißbraͤuchen Anlaß

geben , und meiſtens vor dem wirklichen Eintritt in das

Militaͤr pon den Rekruten auf eine nicht zweckmaͤßige

Weiſe verſchwendet wurden .

Bey dem 8. 49 ( 46 ) iſt nichts zu erinnern .

Die in dem Commiſſionsberichte an die zweyte Kam⸗

mer uͤber das Einſtandsweſen im Allgemeinen vorgetra —

genen ſehr Bemerkungen macht ſich auch un —

ſere Commiſſton vollkommen zu eigen .

Eben fo befennt fie fih au den im §. 50 ( 47) von

der zweyten Kammer beſchloſſenen Abaͤnderungen zu

der Hinweglaſſung des uͤderfluͤſſtzen 5. 51 der Regie⸗

rung und zu dem , in der Faſſung der zweyten Kammer

mit der Ziffer 48 bezeichneten , neu eingeſchalteten

Pargraphen , welcher letztere zwar als etwas ſich von

felbſt Verſtehendes , und hier Ueberfluͤſſtges , betrachtet

werden koͤnnte , jedoch zur Beruhigung derer , welche die

Haͤrte der Conſcription durch Befoͤrderung freywilliger

Einſtellungen moͤglichſt zu mildern wuͤnſchen, unbedenklich

ſtehen bleiben mag .

Bey dem § 52 ( 49 ) åuferte der Herr Práfident
des Kriegsminiſteriums Bevenflichfciten gegen den , von

der wenten Kammer in dem Gah 1) befhlofenen Bey -

fag , nach welchem das Einſtandsgeld auch in Obligatio —

nen þinterlegt werden darf . Eg murde nåmlih dagegen

bemerkt , daß dem Einſteller dadurch keine reelle Erleichte⸗

rung verſchafft werde , indem demſelben immer ſo viele

Zeit gelaſſen werde , als noͤthig ſeye , um bgares Geld

aufzubringen , inſofern er ſolches uͤberhaupt vermoͤge ,

und daß , wenn er dieß nicht bey der Einſtellung bewerk⸗

ſteligen konne , er damit auch ſpaͤter in dieſelbe Verle —
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genheit kommen muͤßte , wenn 3. B . der Einſteher

ſterbe , oder als invalid entlaſſen werde , und dann ploͤtz⸗

lih das Einſtandsgeld abgeliefert werden ſollte , daß

aberhaupt mancher dadurch verleitet werden koͤnne, auf

bem Papier mehr zu verſprechen , als er zu leiſten ver⸗

moͤge, und daß es fuͤr den Eiaſteher fehr beſchwerend

wäre , wenn man ihm zumuthe , fein verdiente Geld am

Ende mit Mühe und Zeitverluft einzutreiben , oder gar ſich

damit in einen Gant zu verwickeln . Dieſe Einwendun —⸗

gen erſcheinen indeſſen minder gewichtig , wenn man be⸗

denkt , daß nur in dem Fall bine Qbligation ftatt baarem

Geld eingelegt werden fann , wenn der Cinfieher ſelbſt es

fih in dem Einſtandsvertrage gefallen läft , uud daf

folglich auh er oder fein Erbe fih , wenn der Fal der

Auszahlung eintritt , alddann mit der Uebergabe der

Obligation begnuͤgen muß . Gewichtiger iſt die gus den

Verhaͤltniſſen der Einſtandsgelderkaſſe geſchoͤpfte Bedenk⸗

lichkeit , daß es fuͤr dieſelbe zu beſchwerlich , und fuͤr ihr

Perſonal zu zeitraubend ſeye , ſich mit der Bermwaltung

ſolcher kleinen Capitalien abzugeben , waͤhrend ſie jetzt

dag baar au beziehende Geld nur in grófern Pofien , und

feinen unter 1000 fl . ausleihe , auch ſich der Gefahr ei⸗

Fes Gantverluſtes auszuſetzen , und dem Einſteher Zinſen

vorzuſtrecken , welche ſie oft nicht einzutreiben vermoͤge .
In dem Ç. 53 (50) , welcher die Vorſchrift fuͤr die

Einſtands vertraͤge enthaͤlt , þat die zweyte Kammer Die

der Kriegsbehoͤrde vorbehaltene „ Genehmigung “ geſtri⸗

chen ; es handelt ſich im Grund nur um das Wort , da die

Sache ſelbſt nicht anders gemeint war , als wie ſie jetzt

von der zweyten Kammer ausgedruͤckt worden iſt , —

námlih cine Pråfung deg Borhaydenfeyng Der geſetzlichen

Erforderniſſe .
In dem §. 54 C51 ) find die Grundſaͤtze der Haf⸗

tungsverbindlichkeit des Einſtellers fuͤr ven Einſteher

wohl nicht ganz genuͤgend und folgerecht aufgeſtellt worden .

— — —* Po ar A — — nour — RAI erremeorg eTo * *
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Der einfachſte und ſicherſte Ausweg aus den Verwick⸗

lungen , welche nach Verſchiedenheit der Faͤlle aus einer

Defertion des Einſtehers entſpringen koͤnnen , waͤre offen⸗

bar , weun die Kriegsbehoͤrde die Haftung gegen Einzie —

hung des bey ihr deponirten Einſtandsgeldes uͤbernaͤhme ,

d . b. bom NRúfgriff auf den Einſteller Umgang naͤhme ,

und ſelbſt einen andern Stellvertreter aufſuchte . Dieß
wuͤrde aber auch wieder einige Beſchraͤnkungen der jetzt

moͤglichſt freygegebenen Einſtellungsbefugniß nach ſich

ziehen , und die Kriegsbehoͤrde wuͤrde , um nicht —

vielleicht durch abſichtliches Einverſtaͤndniß zwiſchen den

Contrahenten — gefaͤhrdet zu werden , ſelbſt eine Ent -

ſcheidung úber die Hinlaͤnglichkeit der Einſtandsſumme ,
oder doch die Feſtſetzung eines Minimums derſelben ver —

langen koͤnnen. Einen andern Ausweg , naͤmlich dic

abermalige Errichtung eines Einſtandsbureaus , durch

welches der Staat ſelbſt die Lieferung der Einſteher gleich —

ſam wie ein Monopol von Bankgeſchaͤften uͤbernaͤhme ,

darf ich wohl kaum erwaͤhnen , da er , vach den fruͤher

gemachten Erfahrungen , feinen Beyfall finden , und daher

auh die Ausfuͤhrung der dagegen ſprechenden Gruͤnde

uͤberfluͤſſig ſeyn wird .

Wenn es nun aus dieſen Ruͤckſichten bey dem

Grundſatz der Haftung des Einſtellers verbleibt , ſo ſollte

doch dafuͤr geſorgt werden , daß er in keinem Falle von

der Defertion ſeines Einſtehers Vortheil ziehen koͤnne ;

—dieß iſt aber der Fall , wenn ihm nach dem . . Abſatz

dieſes F. das ganze , nicht angreifbare Einſtandsgeld
ohne Ruͤckſicht auf das Verhaͤltniß des bereits abgelaufenen ,

und noch uͤbrigen Theils der Capitulationszeit zuruͤckgege -

pen wird , und er dafuͤr vieleicht nur noch ein Jahr ſelbſt

zu dienen , oder auf dieſe kurze Zeit einen andern , weniger

koſtenden Einſteher zu ſuchen hat . In ſolchen , leicht

moͤglichen , Faͤllen wuͤrde es dem natuͤrlichen Rechtsgefuͤble
widerſtreben wenn jemand auf dieſe Weiſe einen Geld-



EAE
O

E

ETTE

E

E
T

T
G

e

v

Neun und fechzigſte Sitzung von 31 . Jan . 613

gewinn aus einer allgemeinen Verpflichtung zoͤge, welche

fuͤr hundert Andere eine druͤckende Laſt iſt .

Dieſem Uebelſtande koͤnnte abgeholfen werden , wenn

dem Einſteller in dem Fall des Ruͤckgriffs auf ihn, von dem

Einſtandsgelde entweder nur die Rate , welche auf die

noch uͤbrige Dienſtzeit kommt , oder doch nur ein Mariz

mum von etwa 100 fl. auf ein Dienſtjahr herausgezahlt ,

das Uebrige aber der Staatskaſſe oder der Militaͤr⸗

Wittwenkaſfe zugewieſen wuͤrde . In der That iſt auch nicht

einzuſehen , wie dem Einſteller gleichſam ein Confiscations⸗

recht auf den , von ſeinem Einſteher abverdienten , und

nne burg defen Defertion verwirkten Theil des Einſtand⸗

geldes eingeraͤumt werden mag , da doch nur der Staat

in die Rechte des leytern treten kann.
Ein großer Uebelſtand entſteht ferner får dag Mili -

taͤr, wenn ein Einſteher wiederholt deſertirt , und wieder

eingefangen , wird ; denn da der Einſteller durch feine Ent -

weichung jedesmal genoͤthigt wird , ſelbſt einzutreten ( in

ſo fern er nicht einen andern Mann einſtellt ) , durch die

Beyfangung des erſtern aber wieder frey wird , bis zur

druten Deſertion , wo dieſer in das Zuchthaus kommt , ſo

kann waͤhrend einer ſechsjaͤhrigen Dienſtzeit ein ſechsmali⸗

ger Wechſel der Perſonen eintreten . Dieß laͤßt ſich nicht

aͤndern , ſo lange der Haftungsgrundſatz beybehalten wird ,

aber fuͤr eine beſtimmtere Faſſung der von der zweyten Kam -

mer beſchloſſenen Zuſaͤtze , welche nun den 4 . und 5. Ab —

fag dieſes H. bilden , ſollte doch geſorgt werden . Naͤmlich

in dem 4. waͤre nach den Worten „ ſo befreyt dieß den

Einſteller, “ hinzuzuſetzen : „die beiden erſten Male, “ da ein

dreymaliger Deſerteur Zuchthausſtrafe erleidet , und daher

ſeinen Einſteller nicht mehr abloͤſen kann .

Auch in dem 5. Abſatz iſt nicht beſtimmt ausgedruͤckt,

wie cs mit der Hinterlegung der Einſtandsſumme gemeint

fey , wenn der Einſteller nah Beyfangung des Einſtehers

miere austritt , und wem dieſelbe nach abgelaufener

J TR
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Dienſtzeit verbleibe ? Dem Einſteher kann nur die

Rate ſeiner treu ausgehaltenen Dienſtzeit nach der

Beyfangung zuerkannt werden , denn der Anſpruch
fuͤr die fruͤhere Dienſtzeit iſt durch die darauf gefolgte
Deſertion verwirkt , dem Einſteller aber gebuͤhrt , nach
dem , was vorhin bemerkt worden iſt , nur dié Kåte ,
welche auf feinen eigenen Dienſt faͤlt, und wenn man

ihn aus Ruͤckſicht auf den Grund , daß er in der Reget
durch die Entweichung ſeines Stellvertreters doch immer

in Schaden verſetzt wird — er mag nun felbf cintre -

ien , oder einen Andern fuhen — nicht gerade fireng
auf dieſe Rate beſchraͤnken will , ſo ſollte doch auch
hier wenigſtens , wie ſchon beym 3 . Abſatz bemerkt

wurde , ein Maximum voh 100 f . fér dad Jabr be :

ſtimmt , und das , was ſolchemnach weder dem Ein⸗

ſteher noch dem Einſteller zukommt , der Staats - oder

Militkaͤr - Wittwenkaſſe zugewieſen werden .

Beğ dem S. 55 ( 52 ) fahò die Commiſſton nidi
zu erinnern .

Eben fò aih nichts bey bem . §. 56 nah dei von
der jwepten Kammer in ihrem §. 53 beſchloſſenen Berz

aͤnderungen , deßgleichen bey den 69 . 57 und 58 der

Regierung ( $ . 54 und 55 dër zweyten Kammer ) .
In dem 5 . 59 ( 566) und dem von der zwehten

Kaminer unter Biper 57 eingeſchalteten neuen Paragra⸗
phen wird ausgeſprochen , daß der Nummerntauſch
unter den Pflichtlgen derſelben Claffe ganz fteh fey ,
das Einſtehen eines Bruders fuͤr den andern aber als

foͤrmlicher Einſtandsvertrag betrachſet werden ſolle
Wenn ſich auch gegen Letzteres , wiewohl man es bis⸗

her beghuſtigen zu duͤrfen glaubte , ſtreng genommen
nichts ſagen laͤßt , ſo iſt doch nicht abzuſehen , warum

der Vertrag , wodurch diti Pflichtiger fuͤr einen Andern
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derſelben Claſſe eintritt , nicht eben ſo betrachtet wer⸗

den ſollte ; das Militaͤr kann in einem folchen Fall mit

demſelben Grund die Haftung desjenigen , welcher ei⸗

den Andern fuͤr ſich eintreten laͤßt , verlangen , als

wenn letzterer in einen andern Jahrgange geboren

ware . Indeſſen kann man uͤber die Ungleichheit in det

Behandlung dieſer beiden Faͤlle hinausgehen , wenn

die Zuſtandbringung des Geſetzes davon abhaͤngen ſollte ,

und wenn die Regierung ſich die Abaͤnderung gefallen

laͤßt.

Bey den uͤbrigen 8855, von 60 big 67 ( 58 big 65

der zweyten Kammer ) ; hat diè Commiſſion , ſo , wie

ſie nach den Beſchluͤſſen der zweyten Kammer gefaßt

ſind , nichts zu bemerken zefunden , als daß in dem

§. 61 60 ) die Strafe fuͤr die Ungehoͤrſamen , welche

untauglich gefunden werden , etwas ſtark herabgeſetzt

worden ift .

Der Schlußantrag Der Commiffon geht dahin ,

wenn die Verlaͤngerung der Landtagsgeſchaͤfte eine Zu —

ruͤckgabe des Geſetzentwurfs an die zweyte Kammer ,

und eine weitere Verhandlung uͤber denſelben moͤglich

machen ſollte , uͤber die nicht ſehr zahlreichen Ausſtel -

lungen , welche in gegenwaͤrtigem Bericht an dem In⸗

halt einzelner §§. gemacht worden find , die gutfinden⸗

den Verbeſſerungen zu beſchließen , in dem entgegen —

geſetzten , hoͤchſt wahrſcheinlichen Falle Hingegen , daß

ſa der uns noch uͤbrigen wenigen Zeit nur die Wahl

zwiſchen einer Annahme des Geſetzes , wie es vorliegt ,

oder der Verzichtleiſtung auf daſſelbe uͤbrig bleibt , ſich

fuͤr das Erſte zu entſcheiden , und darauf gruͤndet ſich

der Wunſch an die verehrten Mitglieder der Kammer

womit ich dieſen , im Drang zufammentreffender Ge⸗—

ſchaͤfte in wenigen freyen Augenblicken nur fluͤchtig nie —

dergeſchriebenen Vortrag ſchließe ,— daß bey der in kei —

AP EE NSA faen
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nem Falle zu umgehenden ſtellenweiſen Abſtimmung
uͤber dieſen Geſetzentwurf die Ruͤckſicht auf das Ganze

deſſelben , welches uns in Vergleichung mit - Dem biga

herigen Geſetz doch immer zu einer bedeutenden Ver —

beſſerung fuͤhtt, vorherrſchen moͤge, nah melhem , al -

lem Anſchein nach , — in einigen Tagen muß dieſe

Ungewißheit entſchieden ſeyn , — nichts als eine unver⸗

aͤnderte Annahme uͤbrig bleiben wird .

— —

Beylag e Ziffer 178 .

Ueber

die Beſchluͤſſe der zweyten Kammer wegen

mehrerer in der Gerichtsverfaſſung und in

dem gerichtlichen Verfahren zu treffenden
Veraͤnderungen —

Bon

dem gch. Hofrath Zahar tå :

—

Die Beſchluͤſſe d zweyten Kammer vom 27 .

und zoken July 1822 bezwecken in der That eine

gaͤnzliche Umgeſtaltung unſers bisherigen gerichtlichen

Verfahrens , und unſerer bisherigen Gerichtsverfaſſung .

Die Hauptgrundlage des aufzufuͤhrenden Gebaͤudes iſt

Muͤndlich keit und Oeffentlichkeit des ge —

richt lichen Berfahrens . Doch kaum minderwich⸗

tig ſind die weitern Antraͤge , die Gerechtigkeitspflege

ſchlechthin von der Verwaltung zu trennen , die Buͤr⸗

gerliche Gerichtsbarkelt auch in der erſten Inſtanz

durch Richtercollegien ausuͤben zu laſſen , in peinlichen

Sachen die Entſcheidung der Thatfrage durch Ge —

ſchworne zu bewerkſtelligen .

Der gegenwärtige Bericht wird zufolge der in

der Commiſſion verabedeten Theilung der Arbeit , haupi⸗



Neun und ſechzigſte Sitzung vom 31 . Jan . 617

faͤchlich die Organiſation der Gerichte zum

Gegenfiande Haben ,

—J 2

Es kommt bey der Beurtheilung des vorgeſchla —

genen Verbeſſerungs - oder Umgeſtaltungsplanes viel ,
ja Alles darauf an , ob man , um ſich fuͤr die Ver⸗

aͤnderung gewiſſer in einem Staate beſtehender Einrich⸗
tungen zu entſcheiden , fordert , daß dieſe Einrichtun⸗
gen ihrem Zwecke uͤberall nicht entſprechen , viel —

leicht ſogar demſelben entgegenarbeiten , — oder ob
man fuͤr hinreichend haͤlt , daß eine gewiſſe Einrich⸗
tung nicht voll kommen zweckmaͤßig ſey , die vorge⸗
ſchlagene Neuerung aber weit bedeutendere Vortheile
verſpreche ? Ob man alſo , was den vorliegenden Fall
betrifft , die Frage ſo ſtellt :

Erfuͤllt unſere dermalige Gerichtsverfaſſung die

Forderungen nicht , welche man an eine wohl⸗
geordnete Gerichtsverfaſſung machen kann ? if fie
alſo unzweckmaͤßig oder zweckwidrig ? und daf
man , dieſes vorausgeſetzt , von den vorgeſchlage⸗
nen Neuerungen mit Grund erwarten , daß ſie
den Maͤngeln und Gebrechen des Beſtehenden ab⸗
helfen werden ?

oder fo :
Iſt unſere dermalige Gerichtsverfaſſung zwar zweck⸗
maͤßig , aber nur in einem gewiſſen Grade ? und
wuͤrde der entworfene Plan unſere Gerichtsver⸗

faſſung bedeutend vollkommnen ?
Je nachdem man die Frage auf die erſtere oder auf

die letztere Art ſtellt , haͤngt ſie mit einer andern Reihe
von Anſichten uͤber die Nothwendigkeit oder Kaͤthlichkeit
einer Neuerung zufammen ; je nahdem man fih fůè
dte eine oder får die andere Grundanſicht entſcheidet ,
wird man den entworfenen Plan mit mehr oder mit
weniger Gtrenge zu geneint fe n.

Protofofle der 1. Kammer . 4, Bo ,
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Verſchledenheit der Meinungen , welche ſich bereits

wegen der von der zweyten Kammer beſchloſſenen An — |

traͤge geaͤuſſert hat , duͤrfte haupfaͤchlich auf dieſer Ver — |

ſchiedenheit des Standpunetes beruhen , aus welchem

abemaupt Aufgaben der vorliegenden Mrt beurs

theilen kann .

oBir erauben uns nicht uͤber den Vorzug der

einen Fragſtellung vor der andern ein Urtheil zu faͤl⸗ |

len . Die Unterſuchung iſt ſchwierig , vielleicht auch

undankbar . Wir wollen vielmehr die Vorſchlaͤge der

zwehten Kammer unter beiden Vorausſetzungen zu

pruͤfen verſuchen .

Coi |
Wir glauben bey dieſem Verſuche nicht die Ein⸗

wendung beſorgen zu muͤſſen , daß uͤberhaupt mit

Organifationen wenig gethan - fey , vielmehr Ules auf

die Menſchen ankomme , durch welche ein Geſchaͤft be —

ſorgt , eine Maßregel ins Werk geſetzt werde . Aller -

dings haͤngt das Gelingen eines Planes am Ende

von der Gemuͤthsart und der Geſchicklichkeit der Men⸗

ſchen ab , welche den Plan ausfuͤhren . Aber die Ge⸗

ſtalt der Verfaſſung , die Art , wie ein Zweig der

Staatsgewalt , z. B . die Gerechtigkeitspflege , organi -

ſirt iſt , hat einen weſentlichen Einfluß auf das Spiel

der menſchlichen Neigungen und Leidenſchaften , auf

das Gewicht , welches die Meinung eine jeden ein -

zelnen Staatsbeamten in die Waagſchaale legt . Der

Menſch iſt Menſch durch ſeinen Geiſt , und dennoch

bedarf er eines menſchlichen Koͤrpers.

—

Die vorlaͤufige Frage iſt die : Auf welche Zwecke

iſt das gerichtliche Verfahren und die Organiſation der

Gerechtigkeitspflege , — beide bedingen ſich wechſel —

—
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ſeitig , — zu berechnen ? — Bey der Beantwortung
dieſer Frage werden die weſentlichen oder die Haupt —⸗
zwecke und die Nebenzwecke zu unterſcheiden ſeyn . Eine voll⸗

kommene Gerichtsverfaſſung wuͤrde beiden zugleich und durch

dieſelben Mittel vollſtaͤndig entſprechen . In der Erfah —

rung muß man ſich oft damit begnuͤgen, wenn nur

der Hauptzweck nicht verfehlt , und etwa noch der

eine oder der andere Nebenzweck erreicht wird .

8. 5 .

Das Weſen einer wohlgeordneten Gerechtigkeits —⸗
pflege beſteht darin , daß richtig , ( den Geſetzen und

der Thatſache gemaͤß) und ſchnell Recht geſprochen werde .

Darauf alfo if die Ordnung des gerichtlichen Ber -

fahrens und die Organiſation der Gerichte weſentlich
zu berechnen ,

Es iſt in dem ſo eben aufgeſtellten Hauptzwecke
die Beſchleunigung der richterlichen Entſcheidung
der Gewaͤhrleiſtung fuͤr die Rich tigkeit des richter⸗
lichen Urtheils an die Seite geſtellt worden . In der

That geht eben ſo wohl jene Forderung , alg diefe
aus dem Weſen der Gerechtigkeitspflege hervor . Das

richterliche Urtheil ſoll einem Zuſtande des ungewiſſen
Rechts , alſo der Rechtloſigkeit in buͤrgerlichen Rechts —
ſachen , einem Buͤrgerkriege , in Strafſachen einem

Kriege zwiſchen der Geſammtheit und dem Angeſchul —
digten , ein Ende machen . Wer ſchnell gibt , gibt

zwey mal : eine Strafe , welche dem Vergehen nicht

auf dem Fuße folgt , verliert verhaͤltnißmaͤßig an ihrem

geſetzlichen Gewichte . Wie koͤnnte alſo ein raſcher
Gang der Gerechtigkeitspflege nicht zu den Forderun —

gen gehoͤren , welche man an eine wohleingerichtete
Gerichtsverfaſſung von Rechtswegen zu machen hat ? |

Freylich wenn dlefe Forderung nicht mit der an
dern zugleich zu befriedigen ſeyn ſollte , ſo wuͤrde ſie

40 *
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620 Protokolle der Erſten Kammer .

billig dieſer nachſte hen muͤſſen . Und dag if wohl ,—
beplåufig zu errinnern , — ein Hauptgrund , warum

bey ung dag måndlihe Verfahren noh immer fo

viele Gegner þat . Man zweifelt nicht , daf eë ſchnel⸗

ler zum Ziele fuͤhre. Aber man fuͤrchtet , daß es

weniger , als das ſchriftliche , gegen ungerechte Ent —

ſcheidungen ſichere .

——

Die Nebenzwecke , auf welche eine wohlgeordnete

Gerechtigkeitspflege zu berechnen iſt , — beziehungs⸗

weiſe koͤnnen ſie auch als Hauptzwecke zu betrachten

ſeyn , — dieſe Nebenzwecke ſind ſo mannigfaltig , daß hier

nur einige der vornehmſten angefuͤhrt werden koͤnnen .

Ohnehin laſſen ſie ſich kaum vollſtaͤndig aufzaͤhlen .

Von großer Wichtigkeit alſo iſt es , daß die Ges

rechtigkeitspflege
1 moͤglichſt wohlfeil ſey . Die Ausgaben ,

welche die Gerechtigkeitspflege verurſacht , ſind zwar

nitteth ar ein Gewinn , - denn fie ſichern die perſoͤn⸗

liche Freyheit und das Eigenthum ; aber mittelbar

ein Aufwand ohne Erſatz . Insbeſondere in kleinern

Staaten muf niht ſelten das Beſſere der Ruͤckſicht

auf die Koſten zum Opfer - gebracht werden . Ueb -

rigeng fol hiermit niht die Frage entfhieden werden :
Ob , oder in wie fern der Aufwand , den die Gerech —

tigkeits pflege verurſacht , von den Partheyen zu

beſtreiten ſey ? Ober ob den Richtern fuͤr einzelne

Anmtsverrichtungen eine gewiſſe Vergeltung gebuͤhre ?

Eben ſo wichtig iſt es

2 daß die Beſchaffenheit der Gerechtigkeitspflege
mit dem Geiſte der Staatsverfaſſung uͤberhaupt in Ein⸗

klang ſtehe . Denn ſoll nicht eine Staatsverfaſſung das

Nochbild eines lebenden Koͤrpers ſeyn , ſo daß das

Leben des Ganzen aus dem Leben aller einzelnen Theile ,
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diefeg aug jenem þernorgeht ? ober verlangt man ge -

ſchichtliche Zeugniſſe ? In Rom wurde einſt uͤber nichts

heftiger geſtritten , als uͤber die Beſetzung der Gerichte .
In Deutſchland zaͤhlt die Geſchichte der Gerichtsver —⸗

faſſung ungefaͤhr eben ſo viele Perioden , als die der

Staatsverfaſſung . Und je geiſtiger eine Verfaſſung

iſt , deſto mehr iſt auf die Einheit ihres innern Lebens

Bedacht zu nehmen . Endlich iſt bey der vorliegenden

Aufgabe auch der Einfluß zu beruͤckſichtigen , welchen
die Ordnung der Gerechtigkeitspflege auf die Natio⸗

nalerziehung hat . Nehmen nicht zweifelhafte Rechts —

ſachen die oͤffentliche Aufmerkſamkeit ganz beſonders in

Anſpruch , die Urtheilskraft ſchaͤrfend , indem ſie zum

Miturtheilen auffordern ? Iſt nicht ſchon die Oeffent⸗
lich keit des Verfahrens eine Strafe fuͤr den Ver⸗

brecher ? Wird der Richter oder der Sachwalter ganz

derſelbe ſeyn , die Sachen moͤgen muͤndlich oder ſchrift⸗
lich , oͤffentlich oder geheim verhandelt werden ? —

Doch genug von dieſem Gegenſtande im Allgemei —

nen ; Einiges uͤber denſelben Gegenſtand , was mit

dem Zwecke dieſes Berichts in einer beſonders nahen

Verbindung ſteht , noch weiter unten .

S- Te

uf dem mag Hier ( S. şs. . ) über die Zwede

gefagt worden ift , auf welche die Ordnung der Ge -

rechtigfeitgpflege Berechnet werden fol , beruhen nun

alle die Regeln , welche man in den neuern Zeiten für

die Organiſation der richterlichen Gewalt , und fúr

das gerichtliche Verfahren in der durch zwey Kammern

gemaͤßigten Einherrſchaft aufgeſtellt , oder die Streit⸗

fragen , die man uͤber dieſe Aufgabe aufgeworfen hat .

Je leichter es iſt , dieſe Regeln nach Maßgabe

der obigen Ausfuͤhrung auf ihre Gruͤnde zuruͤckzufuͤh—

ren , deſto mehr hat ſich dieſer Vortrag darauf zu

DL a a ————
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beſchraͤnken , nur vie Regeln ſelbſt , oder wenigfteng
die vornehmſten derſelben anzufuͤhren . Auch iſt der —

ſelbe Gegenſtand ſchon in der andern Kammer mit
eben ſo viel Einſicht als Fleiß behandelt worden .

Man macht alſo an die Gerechtigkeilſspflege , Das

mit ſie an ſich und in dem Geiſte der nur gedachten

Verfaſſung wohl geordnet ſey , folgende Forderungen :

1, ) Die ricdtertihe Gewalt fol unabhångig feyn . —

Alſo Rechtsſachen ſind nicht von den Verwaltungsbe —

amten zu entſcheiden ; die Richter ſind auf Lebens zeit

zu ernennen ; uͤber die Thatſache haben Geſchworne zu

urtheiten ; Die vollziehende Gewalt hat fich eines jeden

Eingriffs in die Gerechtigkeitspflege zu enthalten , ( €i -

nige von diefen Folgerungen beruhen zugleich auf andern

Gruͤnden , z. B . auf dem Grundſatze der Vertheilung

verſchiedenartiger Arbeiten . Aus dieſem Grundſatze

hat man auch , wie hier beylaͤufig bemerkt wird , die

Trennung der Strafgerechtigkeitspflege von der buͤrger⸗

lichen abgeleitet . Jedoch laſſen ſich gegen eine ſolche

Trennung ſehr erhebliche Zweifel von dem genauen

Zuſammenhange zwiſchen beiden , ſo wie von dem groͤ⸗
hern Aufwande , den ſie verurſachen wuͤrde, entlehnen . )

2 ) Die Gerichte ſind niht mit einem einzelnen

Richter , ſondern mit einer Geſammtheit von Richtern

zu beſetzen . ( Jedoch iſt bemerkenswerth , daß die meiz

fen englifhen Gerichte nur mit einem , oder mit zweyen

Richtern beſetzt ſind . )

3 ) Es muͤſſen fuͤr eine jede Rechtsſache mehrere

Gerichtsſtufen ( Inſtanzen ) beſtehen .

. ) Die Partheyen ſind befugt , thre Rechte vor

Gericht durch Sachwalter vertheidigen zu laſſen .

Die Selbſtſtaͤndigkeit und Wuͤrde dieſes Standes fen

eine Hauptangelegenheit fuͤr den Geſetzgeber .

) Die Resgierung iſt berechtiget und verpflichtet ,

bey einem jeden Gerichte die Rechte der Geſammtheit
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durch einen Anwalt und Sachwalter wahrnehmen zu

laſſen .
. ) Alle Rechtsſachen , d. h. alle Sachen , in wel —

chen Partheyen uͤber ein Recht ftreiten , find im Wege
Rechtens , alſo mit gewiſſen Foͤrmlichkeiten (z. B .

nicht in dem ſogenannten polizeylichen Wege ) zu

verhandeln .

=. ) Das Verfahren ſey muͤndlich und df⸗

fentlich .
. ) Strafſachen ſind im Wege des Anklage⸗

verfahrens zu verhandeln .

9 ) In buͤrgerlichen Rechtsſachen ſoll das Gericht

nur die Verhandlungen leiten , und nach dem Schluſſe

der Verhandlungen das Urtheil faͤllen. Die Verthel⸗

digung der Rechte der Partheyen iſt die Sache der

Partheyen .
Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt , daß alle dieſe

Regeln in Nothfaͤllen , d. h. in den Faͤllen eine

Ausnahme leiden , in welchen das rechtliche Intereſſe ,

das ihnen zum Grunde liegt , durch ein anderes uͤber⸗

wogen wird .

. 8

Vergleicht man nun die dermalige Gerichts verfaſſung
des Großherzogthums mit den im zten und 6ten 8.

aufgeſtellten allgemeinen Bedingungen einer zweckmaͤßig

eingerichteten Gerechtigkeitspflege , und ſtellt man die

Frage zuvoͤrderſt ſo : Ob unſere dermalige Gerichtsver —⸗

faſſung jenen Bedingungen , — wenn auch nicht voll -
tommen , — entfprehe ? — fo fann mandie Fra :

ge , — mit einer einzigen Musnahme —— wol nur

zu Gunſten unſerer Gerichtsverfaſſung beantworten .

— —7

Zwar leiſtet dieſe Gerichtsverfaſſung niht alen
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den beſondern Forderungen Genuͤge, welche im §. 7.
=

aus den allgemeinen Bedingungen einer zwedmåßfig

geordneten Gerechtigéeitöpflege abgeleitet wurden . Mber

wer wagte . moht zu behaupten , dag die Zwee , oder

wenigſtens die Haup tzwecke der Gerechtigkeitspflege
nur auf dem , im 7ten 6. vorgezeichneten Wege zu

erreichen waͤren ? Auch muß man beſtehende Einrich —
tungen ihrem ganzen geſchichtlichen Zuſammenhange

nach betrachten , damit man nicht der Willkuͤhr zu —

ſchreibe , was die Noth gethan hat .

Si ILo .

Die Hauptfahe if doh immer die , daf man zum

Biele gelange , Welher Wegzum Biele führe ? Dag

iff , wenn man die Wahl Hat, nur eine Erwågung der

zweyten Ordnung .

Fragt man nun : Obman den Badniſchen Gerich —
ten den Vorwurf der Partheylichkeit , der Unwiſſenheit ,

oder der Nachlaͤßigkeit machen koͤnne ? — ob das bey

uns uͤbliche Verfahren die Rechtshaͤndel ungebuͤhrlich |

verlaͤngere , oder zu verlaͤngern geſtatte ? Ob in Baden |
die Rechtspflege Åbermåfig Eoftbar fey ? — alfo , ob

bey unſerer dermaligen Gerichtsverfaſſung der Staat

und der Einzelne beſtehen koͤnne ? — ſo wird wohl

kein Unbefangener laͤugnen , daß wir alle Urſache haben ,

mit der Gegenwart im Ganzen zufrieden zu ſeyn , daß

Baden auch in dieſer Beziehung die Vergleichung mit

andern deutſchen Staaten nicht ſcheuen darf .

e gih

Wenigſtens kann den Maͤngeln und Gebrechen ,

an welchen unſere Gerichtsverfaſſung etwa leidet , ſchon

im Wege einer bedaͤchtigen Verbeſſerung , alſo ohne

daß man Alles umkehrt und umgeſtaltet , ganz oder

groͤßtentheils abgeholfen werden
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Verbeſſerungsvorſchlaͤge in dieſem Geiſte ſind in

den bekannten Schriften des wuͤrdigen Vorſtandes des

Oberhofgerichts zu Mannheim , auch gelegentlich in der

zweyten Kammer gemacht worden . Bey ſo vielen

uͤnd ſo trefflichen Vorarbeiten heben wir nur Eini —

ges heraus .
Anlangend zuvoͤrderſt das gerich tliche Ver —

fahren , ſo iſt eine Gerichtsordnung fuͤr die untern

buͤrgerlichen Gerichte , die Verbeſſerung einiger Maͤngel

der Obergerichtsordnung und eine neue peinliche Ge —

richtsordnung , auch unter der Vorausſetzung , daß es

beh den Grundſaͤtzen des bisherigen Verfahrens ſein

Bewenden ferner behalten ſoll , ein allgemein anerkann⸗

tes Beduͤrfniß . Da jedoch die Haupt - und Vorfrage :

ob die dermalige Gerichtsverfaſſung im Ganzen bey —

zubehalten , oder weſentlich umzugeſtalten ſey ? noch

mehrere Fahre lang ein Gegenſtand der Groͤrterung

ſeyn duͤrfte , ſo erlauben wir uns den Wunſch , daß

wenigſtens einige der dringlichſten Verbeſſerungen ſo —

fort mittelſt vorlaͤufiger Geſetze oder Verordnungen —
ins Werk geſetzt werden moͤchten . Wir glauben dahin

diejenigen rechnen zu koͤnnen , welche in den obenge⸗
dachten Druckſchriften enthalten ſind , — ferner die

Antraͤge der zweyten Kammer wegen der Selbſtſtaͤn⸗

digkeit der Gerichte bey Vergehungen der Staatsdie —

ner , — weiter die unbedingte Zulaſſung der Sachwal⸗

ter vor den untern Gerichten , — endlich ein Geſetz ,

welheg dem in der Berfaffungdurfunde , §. 15 aug -

geſptochenen Grundfage , ( einer Mrt von Habeag Cor -

pusakte ) durch naͤhere Beſtimmungen die gebuͤhrende

Wirkſamkeit zuſicherte .
Ueber die dermalige Organiſation der Ge —

richte iſt insbeſondere in ſo fern Klage gefuͤhrt wor :

den , als in der erſten Gerichtsſtufe bey den Aemtern

die Gerechtigkeitspflege und die Verwaltung derſelben

ER PRS re,
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Behörde , und zwar einem cingelnen Beamten anyer -

traut fey . Allerdings if diefe Einrichtung . mit den

Hauptzwecken der Gerechtigskeitpflege ſchwer oder uͤber⸗
all nicht zu vereinigen , und es iſt daher in der zwey —

ten Kammer ein ausfuͤhrlicher Vorſchlag zur Beſeiti —

gung dieſes Uebelſtandes gemacht worden , Cgf , die

gedruckten Verhandlungen der zweyten Kammer vom

Jahr 1822 , I . Bo . © . 339, ) fè wie man auh bes

reits in einigen andern deutfhen Staaten dem Grundə

fag der Trennung der Gerechtigfeitêpflege von der Berz

waltung bis zu der erſten Gerichtsſtufe durchgefuͤhrt

hat . Sollte jedoch die vorgeſchlagene Neuerung , fey

es in dem groͤßern Aufwande , den ſie verurſachen wuͤrde,

oder in dem billigen Wunſche der Gerichtsbefohlnen ,

den Richter in der Naͤhe zu haben , oder in andern

Gruͤnden , ( denn auch anderwaͤrts hat ſie nicht allge —

mein Beyfall erhalten , vgl . L. F. Grieſinger uͤber

die Juſtizorganiſationen der neuern Zeit 2c . Tübingen

1820 , 8 ) bedeutende Hinderniſſe finden , oder ſollte

auch hierbey die Entſcheidung der obengedachten Haupt⸗

und Vorfrage abzuwarten ſeyn , ſo koͤnnte man viel⸗

leicht dag ganze Gebaͤude unſerer Gerichtsverfaſſung
mit der einzigen Neuerung , wenigſtens einſtweilen ſte —

hen laſſen , daß man die Competenz der Amtsgerichte
in buͤrgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auf gewiſſe Arten

von Sachen beſchraͤnkte, die uͤbrigen aber gleich in er :

fer Inſtanz an die Hofgerichte verwieſe . Die den

Aemtern vorzubehaltenden Sachen wuͤrden etwa fol⸗

gende ſeyn : . ) alle die Sachen , in welchen nach un —

ferer Oberge ichtsordnung nur die ſummariſche Ap⸗
pellation zulaͤfſtg iſt . ( Val . e 92 und 149 der 9 .

G 9A . ) Die Erlafung von Zahlungsbefehlen - auf

eine . óffentlihe oder eine Privaturéunde , fo daß erf

Dann , mwem gegen den Befehl Einprahe gefhåje : die
Competenz des Amtes nach dem Gegenſtande der



Neun und ſechzigſte Sitzung vom 33 . Jan . O2 )

Forderung zu beurtheilen waͤre . Endlich . ) die Rechts

ſachen , welche die franzoͤſiſche Proceßordnung ( Art . 3 )

der Gerichtsbarkeit der Friedensrichter unterwirft . —

Wir wollen nicht auf die Gruͤnde eingehen , welche fuͤr

dieſen Plan zu ſprechen ſcheinen , theils weil ſie zu

nahe liegen , theils weil ſich die Ausfuͤhrung zu ſehr

uͤber Einzelheiten verbreiten muͤßte . Die Haupteinz

mendung gegen Den Plan mõhte die feyn , daf fo den

Obergerichten eine neue und nicht unbedeutende Laſt

auferlegt werde . Indeſſen gelangen die , ihrem Gegen —

ſtande nach wichtigern , Rechtsſachen ohnehin faſt ins —

geſammt an die hoͤhern Gerichte .

§. 12 ,

Jedoch , wie man auch unſere Gerichtsverfaſſung

in dem Geiſte der beſtehenden Einrichtungen verbeſſere ,

ein Vorwurf wird ihr doch immer gemacht werden

koͤnnen , — der Vorwurf , daß ſie nicht mit dem Sinne

und Zwecke der neuen Grundverfaſſung unſeres Staa -

tes in Einklang ſteht . — Denn das ift das Weſen

unſerer , und einer jeden ihr geiſtes verwandten Ver —

faſſung , daß mittelſt derſelben die Regierung , Gieſes

Wort in ſeiner weiteſten Bedeutung genommen ) unter

die Aufſicht des Volks geſtellt wird , nicht damit die

Macht der Regierung geſchwaͤcht, ſondern damit ſie

geſtaͤrkt werde . Wie kann aber dag Bolt diefe Auf -

ſicht uͤber die richterliche Gewalt ausuͤben , wenn

uͤber die Thatſache nicht Schwurgerichte urtheilen ?

Oder wenn nicht wenigſtens die Rechts ſachen muͤnd - ⸗

tiġ umd oͤffentlich verhandelt werden ? Und wenn

in einer folchen Verfaſſung uͤber das was im Allge —

meinen Rechtens iſt , d. h. uͤber die Geſetze muͤndlich

und oͤffentlich verhandelt wird , wie moͤchte da uͤber das ,
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was in einem einzelneu Falle Rechtens iſt , ſchrift⸗

lich und geheim zu verhandeln ſeyn ? Wo Alles leben

und weben ſoll , wie moͤchte da der todte Buchſtabe

mehr frommen , als das lebendige Wort ? — Daher

ſind auch einige der Meinung , daß es ſich nur darum

handle , ob man ſchon jetzt , oder erſt nach Jahren zu

einer gaͤnzlichen Umgeſtaltung unſerer Gerichtsverfaſſung

ſchreiten wolle . Unſere Verfaſſung enthalte ſo manche

verborgene Keime , deren Entwickelung nicht ausbleiben

koͤnne .

So .

Das fuͤhrt uns zu der zweyten Hauptfrage .

Verſpricht der von der zweyten Kammer entworfene

oder angedeutete Plan einer weſentlichen Umgeſtaltung

unſerer bisherigen Gerichtsverfaſſung ſo bedeutende

Vortheile , daß man , wenn auch die dermalen beſtehen —
den Einrichtungen im Ganzen , und unter dem Vorbehalte

einiger Verbeſſerungen recht wohl vertheidigt werden

koͤnnen , dennoch das Wagſtuͤck einer durchgreifenden

Neuerung beſtehen ſollte ?
Die Hauptgrundlage dieſes Planes iſt die Ein —

fuͤhrung des muͤndlichen und oͤffentlichen Verfahrens .

Denn mit dieſer Neuerung ſteht die Umgeſtaltung
der Organiſation der Gerichte , die Annahme der Schwur —

gerichte , die Verwandlung des Unterſuchungsverfah —

rens in das Anklageverfahren , und überhaupt die

Umaͤnderung unſers gerichtlichen Verfahrens ſchlecht —

hin oder bedingungsweiſe in Zuſammenhang .
Es wird daher die vorliegende Unterſuchung vor

allen Dingen auf jenen Grundſatz , und ſodann erſt auf

die Folgen zu richten ſeyn , welche in demſelben be —

griffen find , oder ihm gegeben werden fónnen .
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Der Schwurgerichte wird jedoch nur beylaͤufig gez

dacht werden , theils weil ſie der Gegenſtand eines

beſondern Berichtes ſeyn ſollen , theilg weil die Meis

nungen úber den Werth diefer Einrichtung noh gut

febr getheilt find , als dag ein Plan , welcher auf - die

Einfuͤhrung der Schwurgerichte berechnet waͤre, ſchon

jetzt hoffen duͤrfte , Eingang zu finden . Der Berichts⸗

erſtatter , ein Freund der Schwurgerichte , ( wie er nicht

bergen kann , noch will, ) erlaubt fih nur noch Die

Bemerkung , daf man ſich , ſo wie man die Schwur —

gerichte im Allgemeinen billiget , eben ſowohl in buͤr —

gerlichen , als in peinlichen Sachen dafuͤr zu erklaͤ⸗

ren habe , ferner daß man vorzugsweiſe die Geſchwor —

nen des Engliſchen Rechts vor Augen haben muͤſſe ,

um uͤber die Einrichtung ein ſachgemaͤßes Urtheil zu

faͤllen.

: t :

Verdient nun das muͤndliche und oͤffentliche Ver —

fahren entſchieden vor dem ſchriftlichen und geheimen

den Vorzug ?
Die Frage kann nicht ſchon durch das als ent —

ſchieden betrachtet werden ; was oben §. 12 in Bezie -

hung auf den Geiſt un ſer er Verfaſſung fuͤr das muͤnd⸗

liche und oͤffentliche Verfahren geſagt worden iſt . Denn

die Hauptfrage iſt doch immer die : ob dieſes Verfah —

ren den eigenthuͤmlich weſentlichen Zwecken der Ge —

rechtigkeitspflege vorzugsweiſe entſpreche ?

Jedoch ergibt ſich ſchon aus dem oben Geſagten

fuͤr die Hauptfrage ſo viel , daß diejenigen , welche

das muͤndliche und oͤffentliche Verfahren in Schutz neh —

‘ men , niht eine Meinung vertheidigen , welche den oͤf—

fentlichen Ruheſtand , oder die Rehte der Krone ge -
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gefaͤhrde. Und wie ſollte auch eine ſolche Gefahr zu

befuͤrchten ſeyn ? Das muͤndliche und oͤffentliche Ver⸗

fahren , ( und eben ſo , ja vielleicht noch mehr das

Schwurgericht, ) gehoͤrt zu der Reihe der Mittel , durch

welche die Verfaſſungen von der Art der unſrigen den

Thron ſichern , indem ſie die Verantwortlichkeit der

oͤffentlichen Beamten ſchaͤrfen , oder das Volk ſelbſt fuͤr die

gehoͤrige Verwaltung der oͤffentlichen Angelegenheiten

verantwortlich machen .
§. 15 .

Man fann zur Beantwortung der aufgefelten

Hauptfrage , beide Arten deg gerichtlichen Berfahreng

entweder nath allgemeinen Erfahrungggefegen , oder

nach einzelnen Thatfahen mit einander vergleichen :

Hier ſoll das muͤndliche und oͤffentliche Verfahren auf

dem letztern Wege vertheidiget werden . Von dem

erſtern Standpuncte aus wird die Aufgabe von einem

andern Berichtserſtatter exoͤrtert werden .

Uebrigens wird der vorliegende Aufſatz nicht zwi —

ſchen dem Verfahren in buͤrgerlichen Sachen und dem

in Strafſachen einen Unterſchied machen . Zwar wird

behauptet , daß der Oeffentlichkeit des gerichtlichen

Verfahrens in buͤrgerlichen Rechtsſachen das Recht

der Einzelnen , ibre håuglichen Berhåltnife geheim zut

palten, entgegenfiehe . Mber gibt es wohl ein folhs

Recht , fobal ein Anderer die Rechtshuͤlfe des Staa —

tes anſpricht ? Und bleiben denn bey der bisherigen

Art der Rechtspflege Familiengeheimniſſe unaufgedeckt ?

Sonſt aber ſprechen in buͤrgerlichen und in Strafſa⸗

chen ganz dieſelben Gruͤnde fuͤr und gegen das oͤffent⸗

liche Verfahren .
§. 16 .

Die erſte Thatſache nun , welche dieſem Verfahren

fehr entſche dend das Wort ſprechen duͤrfte , iſt die ,
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daß in ſo vielen andern europaͤiſchen Staaten die

Rechtshaͤndel muͤndlich und oͤffentlich verhandelt werden ,

Vorzugsweiſe verdient das Beyſpiel Englands hier

angefuͤhrt zu werden , eines Staates , deſſen Verfaſſung

das mittelbare Vorbild der unſrigen und ein Werk

der Zeit und Erfahrung , auch bey der vorliegenden

Streitfrage ein beſonderes Gewicht in die Waagſchaale

legt.
Daß in England , wo alle Rechtsſachen muͤndlich

und oͤffentlich verhandelt werden , Geſchworne in buͤr —

gerlichen , wie in peinlichen Sachen das Urtheil

über die Thatſache finden , die Gerechtigkeit muſterhaft

verwaltet wird , davon koͤnnen ſich auch die , welche

England nie geſehen haben , durch das Leſen der dor —

tigen Tagesblaͤttern unterrichten , da dieſe Blaͤtter von

den Verhandlungen der Gerichte regelmaͤßig Bericht

abſtatten . — Aber das Land verdankt noch uͤberdieß

beſonders jenen Einrichtungen folgende drey ſehr

weſentliche Vortheile :

. ) Ungeachtet die Menge der gerichtlichen Ge -

ſchaͤfte bey einer Bevoͤlkerung von 79 Millionen Menſchen ,

und bey der großen Lebhaftigkeit des dortigen buͤrger⸗

lichen Verkehrs ſehr bedeutend ſeyn muß , genuͤgt den —

noch ( einige oͤrtliche oder beſondere Gerichte ausgenom —⸗

men, ) die unglaublich geringe Bahl von 14 Perſonen ,

( der Lordkanzler , der Lordvicekanzler und 12 Richter )

die faͤmmtlichen buͤrgerlichen und peinlichen Rechts ſa⸗

chen im Reiche zu erledigen . Allerdings wird dieſes

merkwuͤrdige Reſultat noch durch einige andere Mit -

tel herbeygefuͤhrt , z. B . durch die Sendgerichte ,

durch den beſchraͤnktern Gebrauch der Berufungen .
Mber auch diefe Mittel wärden niht obne jene Ein -

richtungen anwendbar feyn .
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. ) Der Stand der Richter und der der Sachwal —⸗
ter ſteht in hoher und verdienter Achtang . Der letztere

duͤrfte dieſe Achtung lediglich und allein dem muͤndli —

chen und oͤffentlichen Verfahren verdanken . Denn was

man auch immer fuͤr die Veredlung des ſo bedeutſa —

men Standes der Sachwalter erdenke , oder thue , nur

da , wo die Rechtsſachen muͤndlich und oͤffentlich ver —

handelt werden , wo die oͤffentliche Meinung die Sach —

walter weckt und ſchreckt , iſt jener Zweck vollkommen

erreichbar . Bey dem Richterſtande tritt allerdings
noch eine andere Urſache ein . Die engliſchen Richter

haben groͤßere Forderungen zu befriedigen , als die

Richter anderwaͤrts . Denn fuͤr buͤrgerliche Rechtsſa —

chen gibt es nur wenige Beſtimmungen in dem geſchriebe —

nen Rechte der Englaͤnder . Die Richter muͤſſen ſich

an allgemeine Rechtsgrundſaͤtze und an den Vorgang
aͤhnlicher Faͤlle halten . Unter gleichen Umſtaͤnden wur —

den einſt die roͤmiſchen Richter und Rechtsgelehrten
Muſter fuͤr alle Zeitalter und Voͤlker .

. ) die engliſche Gerichtsverfaſſung hat unverkenn —

bar einen wohlthaͤtigen Einfluß auf den Volkscharak —

ter , theils uͤberhaupt , theils in Beziehung auf das

Intereſſe der Gerechtigkeitspflege . Wenn der koͤnigliche

Prinz , der Herzog , oͤffentlich vor Gericht erſcheinen muß ,
wie ein Gemeiner z . Be alg Zeuge , fo macht dag die

Gleichheit Aler vor dem Richter anfehaulich , wie eg

feine Lepre , fein Gefez zu thun vermag , und gleich -
wohl , ja vielleicht eben defwegen wird in England
Der Adel von dem Volfe Höher und offener geachtet ,
alg in fo manchen andern Staaten . Da fich ferner Klå -

ger und Beflagter dem öffentlichen - Urtheile Preig ge —
ben můffen , fo werden unbillige oder zweydeutige Klagen
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gen ſeltener angeſtellt , Einreden , von welchen nur ein

boͤſer Schuldner oder ein ehrvergeſſener Sachwalter Ge —

brauch machen kann , ſeltener vorgeſchuͤtzt. Das engliſche

Recht hat ſogar einen eigenen Schimpfnamen für Ein —

reden diefer Arte Eg nennt fie shamepleas .

Noch naͤher liegt ung ein anderes auswaͤrtiges

Zeugniß fuͤr den Werth des muͤndlichen und oͤffentli —

hen Verfahrens , — das Beyſpiel Frankreichs , und

insbeſondere dasBeyſpiel derjenigen uͤberrheiniſch deut —

ſchen Laͤnder , welche einſt mit Frankreich vereinigt wa —

ren . Bey dem letztern iſt folgende Thatſache beſonders

bemerkenswerth . Der Koͤniglich Preuſſiſchen Immediat —

Juſtiz Commiſſtion in Rheinpreuſſen wurde ein Gutachten

uͤber das muͤndliche und oͤffentliche Verfahren , und ein

anderes uͤber die Schwurgerichte abgefordert . Beide ,

( ſie ſind im Druck erſchienen, ) fielen zu Gunſten

dieſer fFranzoͤſiſchen Einrichtungen aus .

In demſelben Sinne hatten ſich die Rhein —

preuſſiſchen Gerichte , amtlich befragt , faſt

einſtimmig erklaͤrt .

517

Und iſt denn in Deutſchland die ſchriftliche und ge —

heime Verhandlung der Rechtsſachen ſo alt , oder eines

ſo edlen Urſprungs ? — Bis gegen das Ende des fuͤnf⸗

zehnten Jahrhunderts war dieſe Verhandlungsart in

Deutſchland faſt unbekannt . Erſt als das fremde Recht

vorherrſchend wurde , und , was peinliche Sachen betrifft ,

erſt mit dem Inquiſitionsproceſſe , dieſer Ausgeburt

einer entarteten Zeit , erhielt ſte das Uebergewicht .

Und noch lange ſtraͤubten ſich die Regierungen , ( wie

jetzt in dem entgegengeſetzten Geiſte, ) auf die unheim —

liche Neuerung einzugehn . Noch im Jahre 1724 ver⸗

ordnete die churſaͤchſiſche Proceßordnung , die Schreib —⸗
Protokolle der Erſten Kammer . Ar Bd. 4t
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ſeligkeit der Sachwalter fuͤrchtend , daß die Sach⸗
walter die Saͤtze von Mund aus in die Feder dictiren

ſollten . — Allerdings hat man in unſern Tagen mit der

Deutſchthuͤmlichkeit großen Mißbrauch getriebem Aber

die Sache hat auch ihre loͤbliche Seite . Die Kirche ,

dann das roͤmiſche Recht , ſpaͤter die ſpaniſche , und

noch ſpaͤter die franzoͤſiſche Sitte , Alles hat ſich verei —

nigt , das deutſche Volk ſich ſelbſt zu entffremden . Es

iſt Zeit , an die Frage zu denken , was wir von dem

Angenommenen oder Aufgedrungenen beybehalten odet

ablegen folen : é
8. 18

edoh it denn das muͤndliche und oͤffentlicheé

Verfahren vor Gericht dem Rechte des Großherzog —

thums ſo fremd , daß wir dieſes Verfahren , ganz ſo wie

einen Fremdling , zu ſcheuen haͤtten ? Vor den Aemtern

werden die buͤrgerlichen Rechtsſachen muͤndlich verhan⸗

delt . Vor dem hoͤchſten Gerichte des Landes , vor dem

Staatsgerichtshofe , ſoll das Verfahren muͤndlich und

oͤſſentlich ſeyn . Was ſich bey jenen Gerichten ſo wohl

bewaͤhrt hat , was fuͤr di eſen Gerichtshof als zweck⸗

maͤßig angenommen worden iſt , ſollte das einer allgemel⸗

nen Annahme unwerth ſeyn ?
j §. 19

Endlich wagt es der Berichtserſtatter auf die Ge⸗

fahr , der Unbeſcheidenheit beſchuldigt zu werden , noch

ein Wort von ſeiner eigenen Erfahrung zu ſprechen ;

Er iſt zu verſchiedenen Zeiten Mitglied von vier Spruch —

follegien und von vier Gerichten gewefens Er hat öfters

den Sitzungen der franzoͤſiſchen Gerichte beygewohnt⸗

Erpat aug pflicht und aus Neigung eine ſehr große

Anzahl von Rechtsfaͤllen geleſen , welche theils von fran⸗

zoͤſiſchen, theils von engliſchen Gerichten entſchieden
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worden waren . Er iſt ſelten veranlaßt geweſen , an der

Richtigkeit der auf muͤndliche Verhandlungen der Sa⸗

chen erfolgten Entſcheidungen zu zweifeln . Aber er

kann nicht bergen , daß , bey der entgegengeſetzten Ver⸗

handlungsart , ein ſchlechter Referent auch den geduldig -

ſten Zuhoͤhrer ermuͤden , oder auch den aufmerkſamſten

irre leiten kann ; ferner , daß es auch dem fleißigſten

Manne ſchwer ſey , baͤndereiche Akten zur Genuͤge durch⸗

zuleſen , daß man leicht etwas Zweckdienliches uͤberſehe ,

weil es an einem Orte ſteht , wo man es zu finden nicht

erwartete .
§. 20 .

Wenn diefe Beugnife und Beyſpiele dem muͤnd li⸗

chen und oͤffentlichen Verfahren einigen Beyfall gewin⸗

nen koͤnnen , ſo iſt nunmehr die Frage zu eroͤrtern:

Welche Veraͤnderungen in unſerer Gerichtsverfaſſung zu

treffen ſeyn wuͤrden , um dieſe Verſaſſung nach dem Grund⸗

ſatze der Muͤndlichkeit und Oeffentlichkeit der gerichtlichen

Verhandlungen , ſo wie nach Maßgabe der uͤbrigen , $- 7. auf⸗

geſtellten Regeln umzugeſtalten . Iſt uͤbrigens die Grundi⸗

dee richtig , ſo wird ihr Werth durch die Entwickelung

des Planes noch anſchaulicher hervortreten ,

S 2

Duf u Folge jener Grundidee eine gaͤnzliche Um —

wandlung unſers bisherigen ger ichtlichen Verfah⸗

reng , — alfo eine neue bårgerlihe und peins

tiche Gerihtgordnung — nothwendig ſeyn wuͤrde , ver —

ſteht ſich von ſelbſt . Es iſt hier nicht der Ort , fuͤr die⸗

ſen neuen Rechtsgang die Regeln aufzuſtehlen , oder der

Faͤlle zu gedenken , in welchen dennoch , ( z. B . wegen

eines zu beſorgenden oͤffentlichen Aergerniſſes ) das ſchrift⸗ —

liche und geheime Verfahren ausnahmsweiſe vorzube —

palten feyn wårbe . Nur die Bemerfung finde Hier

noch eine Stelle , Daf dag Anklageverfahren , — wleches
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doch , im Verhaͤltniſſe zu dem Unterſuchungsverfahren ,
allein der Weg Rechtens genannt zu werden verdient ,

zu den nachtheiligſten Weiterungen fuͤhrt , wenn nicht
die Sachen mundlich verhandelt werden .

x29 ,

Nach derfelben Grundidee fönnte die Or ' ganifa -
tign Der Gerichte - mwefentlih umgeftaltet werden ,

weil , wenn das Verfahren muͤndlich und oͤffentlich ift ,
die Gerechtigkeitspflege , unbeſchadet ihres Hauptzwecks,
durch eine weit geringere Zahl von Richtern beſorgt wer —

den kann . Und ſchon die Verminderung des Koſtenauf —
wands waͤre ein entſcheidender Grund , zu jener Umge —

ſtaltung zu ſchreiten .

Man ſieht leicht , daß im Geiſte dieſer Grundidee

mehr als ein Plan zu einer neuen Organiſation der Ge —

richte entworfen und verſucht werden kann . Und da es

hier nur darauf abgeſehen iſt , der Regierung Anſich —
ten und Materialien zur weitern Pruͤfung vorzulegen ,

ſo wird es erlaubt ſeyn , auch in dieſem Berichte einen

ſolchen Plan in ſeinen Umriſſen zu entwerfen ; in ſeinen

Umriſſen , — denn die Einzelheiten wuͤrden Unterſuchun —

gen erfordern , welche nur von der Regierung mit Erfolg

angeſtellt werden koͤnnten.
§ +23 .

Es koͤnnte alſo z. B . im Lande 1 ) Gemeindegerichte ,

M Amtsgerichte , 3 ) Land - und Sendgerichte , und

4 ) ein Oberlandgericht , das bisherige Oberhofgericht
geben

v
;

Wegen der Gemeindegerich te fann fih Der Be
yiht auf die Gemeindeordnung beziehen .

Auch uͤber die Amts gerichte hat er ſich nicht

ausfuͤhrlicher zu verbreiten . Das , wag gben §. 11 .

uͤher die Organiſation und uͤber die buͤrgerliche Ge —
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richtsbarkeit dieſer Gerichte , unter der Vorausſetzung

eines andern Grundplanes , geſagt worden iſt , gilt von

dieſen Gerichten auch nach dem vorliegenden Plane .

Nur das iſt etwa noch hinzuzufuͤgen , daß auch nach

dieſem zweyten Grundplane den Amtsgerichten die Ge —

richtsbarkeit uͤber geringere Vergehungen , ( Die Grenz -

linien haͤtte das Geſetz genauer zu beſtimmen, ) verblei —

ben wuͤrde .

Eg wird alfo in dem Folgenden nur . von den Land -

und Gendgerichten , ( den Afifen ,) und von dem Ober -

landgerichte zu handeln ſeyn .

§. 24 .

Von den Landgerichten .

. ) Die Landgerichte erkennen uͤber alle buͤrgerliche
Rechtsſtreitigkeiten , welche nicht fuͤr die Gemeinde oder

die Amtsgerichte gehoͤren , in erſter Inſtanz , ſo wie

uͤber die Rechtsmittel , die gegen die Erkenntniſſe der

Amtsgerichte in buͤrgerlichen Rechtsſachen eingelegt merz

den .

. ) Die Landgerichte erkennen uͤber alle Polizeyver⸗

gehungen , welche nicht der Gerichtsbarkeit der Ge —

meinde⸗ und Amtsgerichte unterworfen ſind , eben ſo

uͤber die Rechtsmittel , welche gegen die Straferkennt —

niſſe der Aemter eingelegt werden .

3 ) Die Landgerichte ſind befugt , in buͤrgerlichen

und in Polizeyſachen die Entſcheidung auf das Send⸗

gericht auszuſetzen . Auch kann der Klaͤger die Klage

die er ( nach 1) bey dem Landgerichte anzuſtellen berech⸗

tiget iſt , ſofort bey dem Oberlandgerichte anbringen .

. ) Der Rechtszug geht von den Landgerichten an

das Oberlandgericht .

5 ) Die Mitglieder deg Landgerichts ſind theils

ſtaͤndig theils nicht ſtaͤndig .
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. ) Cin jedes Landgericht wird nur mit einem

einzigen ſtaͤndigen Mitgliede , dem Landrichter , beſetzt .

7 Ein jedes Landgericht hat zwey nicht ſtaͤndige
Mitglieder . Das Sendgericht bildet eine Liſte z. B . von

Perſonen , welche aus den am hoͤchſten Beſteuerten , ſo

wie aus gewiſſen Staͤnden innerhalb des Bezirkes ge —

waͤhlt werden . Aus dieſer Liſte werden zwey und fuͤr
einen Jeden zwey Erſatzmaͤnner ) zu Mitgliedern des

Landgerichts auf ein Jahr oder ein halbes Jahr ze , Durch
das Loos beſtimmt . — Dieſer Vorſchlag iſt theils auf

Koſtenerſparniß berechnet , theils ein Verſuch , die Hauptvor —
theile der Schwurgerichte zu erzielen . Er laͤßt uͤbri⸗
geng mannigfaltige Modificationen zu .

. ) Die dem Landgerichte anvertraute Gerichts —

barkeit wird in der Regel von dem Landrichter allein

ausgeuͤbt , ausgenommen , wenn uͤber eine That ſache

zu erkennen iſt . Alsdann wird das Urtheil von dem

Landrichter und deſſen beiden Beyſitzern zuſammen ge —

faͤllt , ſo daß die Mehrheit der Stimmen entſcheidet

und , bey eintretender Stimmengleichheit , die Stimme

des Landrichters den Ausſchlag gibt .

Uebrigens iſt in dem Obigen nicht von der Zahl der

zu beſtellenden Landgerichte die Rede geweſen . Wird

die Gerichtsgewalt der Amtsgerichte nicht zu ſehr be —

ſchraͤnkt , ſo moͤchten 4 Landgerichte doch wohl hinrei⸗

chend ſeyn , aber auch wenn die Zahl bis auf 10 zu

erhoͤhen ſeyn ſollte , ſo waͤre die Koſtenerſparniß noch

immer ſehr bedeutend .

: 2

Von den Gendgerid ten .
1 ) Sn einem jeden Orte , wo ein Landgericht be :

ſteht , werden alljaͤhrlich 4 Sendgerichte gehalten . In

auferordentligen Faͤllen kann das Oberlandgericht
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auch auſſer der gewoͤhnlichen Zeit ein Sendgericht an

einem dieſer Orte zu halten verordnen .

2 ) Das Sendgericht beſteht aus dem Landrichter

und deſſen zwey Beyſitzern , und aus 2Oberlandgerichts⸗

raͤthen , welche letztere das Oberlandgericht zu dem

Sendgerichte abordnet :

. ) Das Sendgericht erkennt uͤber alle die Rechts —

fachen , Deren Entfheidung der Landrichter dem Gend -

gerichte vorbehálten hat . ( S24 p Nro . )

4 ) Das Sendgericht erkennt uͤber alle peinlichen

Rechtsſachen , als welche vor ihm im Wege des Anklagever —

fahrens zu verhandeln fn: è

Von dem Oberlandgerichte .

1 ) Das Oberlandgericht beſteht aus 12 Oberland⸗

gerichtsraͤthen , und dem Oberlandrichter , (vielleicht

daß ſchon 8 Richter genuͤgen wuͤrden . )

29 Es iſt in 3 Senate eingetheilt : jeder beſteht

aug 4 berlandgerichtsraͤthen .

. ) Bor dag Oberlandgericht gehoͤren alle die buͤr —

gerlichen Rechts ſachen in erſter Inſtanz , welche bey

ipm nàh §. 24 , Nro . 3 . angebracht werden .

4 ) Das Sberlandgericht erkennt uͤber die Rechts —

mittel , welche gegen die Entſcheidungen der Land - oder

der Sendgerichte eingelegt werden .

Das Naͤhere uͤber die Organiſation diefes Gerichts ,

2a 9. aber Die Bertheitung
dder Geſchaͤfte unter die

verſchiedenen Senate , uͤber die Eigenſchaft des Gerichts ,

als eines Caſſationsgerichtshofes , kann hier um ſo mehr

mit Stillſchweigen uͤbergangen werden , da die einzel —

nen Beſtimmungen leicht ſind , oder von thatſaͤchlichen

Verhaͤltniſſen abhaͤngig ſind .
bd +

Go viel úber diefe Aufgabe . — Derfelben nahe

aian L — — — 7 — amean oorge. — —
* — Poa i a a O RT RS
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verwandt iſt eine andere , welche die Einrichtung der

gerichtlich en Polizey zum Gegenſtande hat , alſo

die Anſtalten und Maßregeln , wodurch , was die buͤr—

gerliche Gerechtigkeitspflege betrifft , theils die Ein —

zelnen ihre Rechte zu vertheidigen in den Stand ge —

ſetzt , theils die Rechtshaͤndel verhindert oder abge —

kuͤrzt und , anlangend die Verwaltung der Strafgerech —

N ,
tigkeit , Miſſethater vor Gericht geftellt werden folen .

Ma Jedoch weder der eine noh der andere Theil Der ge -

l EN ; richtlichen Polizey iſt , nach der Veranlaſſung dieſes

Vortrags , dermalen ein Gegenſtand der Eroͤrterung .

EN Uebrigeng ift die gerichtliche Polizey des bürgerlichen
j

| |
Rechts , ( unter welcher die ſogenannte willkuͤhrliche Ge —

richtsbarkeit begriffen iſt ) in einigen ihrer vornehmſten

|

—

—

rie

z

—

—

——

———

a
E

a

a
—

—

KA Anordnungen ſchon auf Veranlaſſung einer andern Mos

Podo
tion in der zwepten Kammerin Anregung gekommen .

ii
Í Die gerichtliche Polizey der Strafrechts aber dúrfte bey

a ung felbft dann , wenn das muͤndliche und oͤffentliche

|
IN

}
Verfahren eingefuͤhrt wuͤrde , einer weniger durchgrei⸗

M fenden Veraͤnderung beduͤrfen .

a \
`

Nur die Bemerfung fey hier noch erlaubt ,— fie
9 —

gehoͤrt in das Gebiet der Polizey des buͤrgerlichen

Rechts , — daß die Frage : ob das Geſetz verordnen

ao ſoll , daß in einer jeden vuͤrgerlichen Rechtsſache in der

Regel zuvoͤrderſt die Guͤte zu verſuchen ſey ? oder

of nur ( wie in England ) dem Gerichte anheimzufelen

fey , die Partheyen darauf aufmerëfam zu machen , daf ,

nach der Befchaffenheit Der Sache , ein Vergleich dem

\i Intereſſe beider Theile am beſten entſprechen werde ?

daß dieſe Frage noch die reiflichſte Erwaͤgung verdie —

nen wuͤrde .

—

—

*

ri
*

—

—

—
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